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4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3542 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II 4 — 52105 — 5625/65 


Bonn, den 15. Juni 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den Entwurf eines 

Gesetzes zu dem Abkommen vom 9. Juli 1962 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des Staates 
Israel zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung bei den Steuern vom Einkommen und 
bei der Gewerbesteuer 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung durch den 
Deutschen Bundestag herbeizuführen. Der deutsche, hebräische 
und englische Wortlaut des Abkommens sowie eine Denkschrift 
zum Abkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 11. Juni 1965 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, GoethesU. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 9. Juli 1962 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Staates Israel 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Steuern vom Einkommen 

und bei der Gewerbesteuer 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bad Godesberg am 9. Juli 1962 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Regierung des 
Staates Israel zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung bei den Steuern vom Einkommen und bei der 
Gewerbesteuer einschließlich der vier Briefwechsel 
vom 9. Juli 1962 zu diesem Abkommen wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen und die Briefwechsel wer- 
den nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen einschließ- 
lich der Briefwechsel nach Artikel 25 des Abkom- 
mens in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen und die Briefwechsel bedürfen nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zu- 
stimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes, 
da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
beziehen. Die Zustimmung des Bundesrates ist nach 
Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, 
weil das Aufkommen aus den vom Abkommen be- 
troffenen Steuern gemäß Artikel 106 des Grundge- 
setzes ganz oder zum Teil den Ländern und den 
Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen und die Briefwechsel sollen auch 
auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält deshalb die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen und die Briefwechsel nach Artikel 25 des 
Abkommens in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in gewissem 
Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Ländern 
oder den Gemeinden zufiießen. Andererseits brau- 
chen gewisse, zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung bisher eingeräumte Ermäßigungen der deut- 
schen Steuern nicht mehr oder nicht mehr in 
bisheriger Höhe gewährt zu werden, weil die 
Doppelbesteuerung nach dem Abkommen schon 
durch Steuerverzichte Israels beseitigt oder ge- 
mildert wird. Das sich daraus ergebende Mehr- oder 
Minderaufkommen wird in jedem Falle haushalts- 
wirtschaftlich unbedeutend sein. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Staates Israel 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Steuern 
vom Einkommen und bei der Gewerbesteuer 

naa« 
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Convention 

between the Government of the Federal Republic of Germany 
and the Government of the State of Israel 
for the avoidance of double taxation with respect to taxes 
on income and to the Gewerbesteuer (trade tax) 


DIE REGIERUNG DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REGIERUNG 
DES STAATES ISRAEL 

haben in dem Wunsch, bei Steuern 
vom Einkommen die Doppelbesteue- 
rung zu vermeiden, folgendes verein- 
bart: 


Artikel 1 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne 
Rücksicht auf die Art der Erhebung, 
für Steuern vom Einkommen, die für 
Rechnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder des Staates Israel, eines 
Landes oder einer ihrer Gebietskör- 
perschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamt- 
einkommen oder von Teilen des Ein- 
kommens erhoben werden, einschließ- 
lich der Steuern vom Gewinn aus der 
Veräußerung beweglichen oder un- 
beweglichen Vermögens sowie der 
Steuern vom Vermögenszuwachs und 
der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erhobenen Gewerbesteuer. 

(3) Zu den Steuern, für die dieses 
Abkommen gilt, gehören zur Zeit ins- 
besondere: 

a) in der Bundesrepublik 
Deutschland: 

aa) die Einkommensteuer ein- 
schließlich der Lohn- 
steuer, der Kapitalertrag- 
steuer und der Aufsichts- 
ratsteuer; 
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THE GOVERNMENT 
OF THE FEDERAL REPUBLIC 
OF GERMANY 
and 

THE GOVERNMENT 
OF THE STATE OF ISRAEL 

desiring to avoid double taxation 
with respect to taxes on income have 
agreed as follows: 


Article 1 

(1) This Convention shall apply to 
taxes on income imposed on behalf 
of the Federal Republic of Germany 
or the State of Israel, a Land or a 
political subdivision or local authority 
thereof, irrespective of the manner in 
which they are levied. 

(2) There shall be regarded as taxes 
on income all taxes imposed on total 
income or on the elements of income, 
including taxes on profits derived 
froin the alienation of movable or im- 
movable property, as well as taxes 
on Capital appreciation and the Ge- 
werbesteuer imposed by the Federal 
Republic of Germany. 

(3) The existing taxes to which this 
Convention shall apply are, in par- 
ticular: 

(a) in the Federal Republic of 
Germany: 

(aa) theEinkommensteuer(in- 
come tax) including the 
Lohnsteuer, the Kapital- 
ertragsteuer and the 
Aufsichtsratsteuer, 
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bb) die Körperschaftsteuer, 

cc) die Gewerbesteuer 
(im folgenden „Steuer der 
Bundesrepublik" genannt); 


b) im Staat Israel: 

aa) die Einkommensteuer (in- 
come tax) einschließlich 
der Gesellschaftsteuer 
(Company tax), 

bb) die Grundwertzuwachs- 
steuer (land betterment 
tax) 

(im folgenden „israelische 
Steuer" genannt). 

(4) Dieses Abkommen gilt auch für 
alle Steuern gleicher oder ähnlicher 
Art, die künftig neben den bestehen- 
den Steuern oder an deren Stelle er- 
hoben werden. Die zuständigen Be- 
hörden der Bundesiepublik Deutsch- 
land und des Staates Israel werden 
sich erforderlichenfalls die in ihren 
Steuergesetzen eingetretenen Ände- 
rungen mitteilen. 

(5) Die zuständigen Behörden- der 
Bundesrepublik Deutschland und des 
Staates Israel werden im beiderseiti- 
gen Einvernehmen alle etwaigen 
Zweifel darüber klären, für welche 
Steuern dieses Abkommen zu gelten 
hat. 

(6) Dieses Abkommen gilt für Per- 
sonen, die im Hoheitsgebiet einer oder 
beider Vertragsparteien ansässig sind. 


Artikel 2 

(1) Für die Anwendung dieses Ab- 
kommens gilt folgendes: 

1. Der Ausdruck „Bundesrepu- 
blik" bedeutet die Bundes- 
republik Deutschland; der 
Ausdruck „Israel" bedeutet 
den Staat Israel. 

2. Die Ausdrücke „eines der 
Hoheitsgebiete" und „das 
andere Hoheitsgebiet" bedeu- 
ten je nach dem Zusammen- 
hang die Bundesrepublik oder 
Israel. 

3. Der Ausdruck „Person" be- 
deutet natürliche Personen 
und Gesellschaften. 

4. Der Ausdruck „Gesellschaft" 
bedeutet eine juristische Per- 
son oder einen anderen 
Rechtsträger, der steuerlich 
als juristische Person behan- 
delt wird. 

5. a) Der Ausdruck „eine in 

einem der Hoheitsgebiete 
ansässige Person" bedeu- 
tet je nach dem Zusam- 
menhang eine in der Bun- 
desrepublik oder in Israel 
ansässige Person. Der Aus- 
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(bb) the Koerperschaftsteuer 
(Corporation tax), 

(cc) the Gewerbesteuer 
(trade tax) 

(hereinafter referred to 
as "Federal Republic 
tax"),- 

(b) in the State of Israel: 

(aa) the income tax inclucl- 
ing the Company tax, 


(bb) the land betterment tax 
(hereinafter referred to 
as "Israeli tax"). 


(4) This Convention shall also apply 
to any identical or substantially simi- 
lar taxes which are subsequently im- 
posed in addition to ( or in place of, 
the existing taxes. The competent 
authorities of the Federal Republic of 
Germany and the State of Israel shall, 
if necessary, notify to each other any 
changes which have been made in 
their respective taxation laws. 

(5) The competent authorities of 
the Federal Republic of Germany and 
the State of Israel shall by mutual 
agreement resolve any doubts which 
arise as to taxes to which this Con- 
vention ought to apply. 

(6) This Convention applies to pcr- 
sons who are residents of the tcr- 
ritories of either or both of the Con- 
tracting Parties. 


A r ti c 1 e 2 

(1) For the purposes of this Conven- 
tion: 

1. The term "Federal Republic" 
means the Federal Republic 
of Germany; the term „Israel" 
means the State of Israel. 

2. The terms "one of the ter- 
ritories" and "the other ter- 
ritory" mean the Federal Re- 
public or Israel, as the con- 
text requires. 

3. The term "person" means 
natural persons and Com- 
panies. 

4. The term "Company" means 
any body corporate and any 
entity which is treated as a 
body corporate for tax pur- 
poses. 

5. (a) The term "resident of one 

of the territories" means 
a resident of the Federal 
Republic or a resident of 
Israel, as the context re- 
quires. The terms "resi- 
dent of the Federal Re- 
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druck „eine in der Bundes- 
republik ansässige Person" 
bedeutet eine Person, die 
für die Zwecke der Steuer 
der Bundesrepublik in der 
Bundesrepublik ansässig 
(und dort unbeschränkt 
steuerpflichtig) ist, und der 
Ausdruck „eine in Israel 
ansässige Person" bedeu- 
tet eine Person, die für die 
Zwecke der israelischen 
Einkommensteuer in Israel 
ansässig ist. 

b) Ist nach Buchstabe a eine 
natürliche Person in bei- 
den Hoheitsgebieten an- 
sässig, so gilt folgendes: 


aa) Die Person gilt als in 
dem Hoheitsgebiet an- 
sässig, in dem sie 
über eine ständige 
Wohnstätte verfügt. 
Verfügt sie in beiden 
Hoheitsgebieten über 
eine ständige Wohn- 
stätte, so gilt sie als 
in dem Hoheitsgebiet 
ansässig, zu dem sie 
die engeren persön- 
lichen und wirtschaft- 
lichen Beziehungen 
hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen). 


bb) Kann nicht bestimmt 
werden, in welchem 
Hoheitsgebiet die Per- 
son den Mittelpunkt 
der Lebensinteressen 
hat, oder verfügt sie 
in keinem der Hoheits- 
gebiete über eine 
ständige Wohnstätte, 
so gilt sie als in dem 
Hoheitsgebiet ansäs- 
sig, in dem sie ihren 
gewöhnlichen Aufent- 
halt hat; hat die Per- 
son ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt in 
beiden Hoheitsgebie- 
ten oder in keinem 
der Hoheitsgebiete, so 
werden die zuständi- 
gen Behörden der Ho- 
heitsgebiete die Frage 
im beiderseitigen Ein- 
vernehmen regeln. 

c) Ist nach Buchstabe a eine 
Gesellschaft in beiden Ho- 
heitsgebieten ansässig, so 
gilt sie als in dem Hoheits- 
gebiet ansässig, in dem 
sich der Ort ihrer tatsäch- 
lichen Geschäftsleitung be- 
findet. Dasselbe gilt für 
Personengesellschaften und 
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public" and "resident of 
Israel" mean respectively 
any person who is resi- 
dent in the Federal Re- 
public for the purposes of 
Federal Republic tax (sub- 
ject to unlimited tax lia- 
bility) and any person who 
is resident in Israel for 
the purposes of Israeli 
income tax. 


(b) Where by reason of the 
Provision of sub-paragraph 
(a) above an individual is 
a resident of both terri- 
tories, then this case shall 
be solved in accordance 
with the following rules: 

(aa) He shall be deemed 
to be a resident of 
the territory in which 
he has a permanent 
home available to 
him. If he has a per- 
manent home avail- 
able to him in both 
territories, he shall 
be deemed to be a 
resident of the ter- 
ritory with which his 
personal and eco- 
nomic relations are 
closest (centre of vital 
interests). 


(bb) If the territory in 
which he has his 
centre of vital inter- 
ests cannot be deter- 
mined, or if he has 
not a permanent 
home available to 
him in either territo- 
ry, he shall be deem- 
ed to be a resident 
of the territory in 
which he has an ha- 
bitual abode. If he 
has an habitual abode 
in both territories or 
in neither of them, 
the competent au- 
thorities of the ter- 
ritories shall deter- 
mine the question by 
mutual agreement. 


(c) Where by reason of the 
provisions of sub-para- 
graph (a) above a Com- 
pany is a resident of both 
territories, then it shall 
be deemed to be a resi- 
dent of the territory in 
which its place of effective 
management is situated. 
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andere Personen Vereini- 
gungen, die keine Gesell- 
schaften im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nr. 4 sind. 


6. Die Ausdrücke „Unternehmen 
eines der Hoheitsgebiete" 
und „Unternehmen des ande- 
ren Hoheitsgebiets" bedeuten 
je nach dem Zusammenhang 
ein Unternehmen der Bundes- 
republik oder ein israelisches 
Unternehmen; der Ausdruck 
„Unternehmen der Bundes- 
republik" bedeutet ein ge- 
werbliches Unternehmen, das 
von einer in der Bundesrepu- 
blik ansässigen Person betrie- 
ben wird, und der Ausdruck 
„israelisches Unternehmen" 
bedeutet ein gewerbliches 
Unternehmen, das von einer 
in Israel ansässigen Person 
betrieben wird. 

7. a) Der Ausdruck „Betrieb- 

stätte" bedeutet eine feste 
Geschäftseinrichtung, in 
der die Tätigkeit des Un- 
ternehmens ganz oder teil- 
weise ausgeübt wird. 

b) Als Betriebstätten gelten 
insbesondere: 

aa) ein Ort der Leitung, 

bb) eine Zweigniederlas- 
sung, 

cc) eine Geschättsstelle, 
dd) eine Fabrikations- 
stälte, 

ee) eine Werkstatt e, 
ff) ein Bergwerk, ein 
Steinbruch oder eine 
andere Stätte der Aus- 
beutung von Boden- 
schätzen, 

gg) eine Bauausführung 
oder Montage, deren 
Dauer zwölf Monate 
überschreitet. 

c) Als Betriebstätten gelten 
nicht: 

aa) die Benutzung von 
Einrichtungen aus- 
schließlich zur Lage- 
rung, Ausstellung oder 
Auslieferung von dem 
Unternehmen gehören- 
den Gütern oder Wa- 
ren; 

bb) das Unterhalten eines 
Bestandes von dem 
Unternehmen gehören- 
den Gütern oder Wa- 
ren ausschließlich zur 
Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung; 
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The same Provision shall 
apply to partnerships and 
associations which are not 
Companies within the 
meaning of paragraph (1), 
sub-paragraph 4 above. 


6. The terms "enterprise of one 
of the territories" and "enter- 
prise of the other territory" 
mean a Federal Republic 
enterprise or an Israeli enter- 
prise, as the context requires; 
the terms "Federal Republic 
enterprise" and "Israeli enter- 
prise" mean respectively an 
industrial or cominercial en- 
terprise or undertaking car- 
ried on by a resident of the 
Federal Republic and an in- 
dustrial or commercial enter- 
prise or undertaking carried 
on by a resident of Israel. 


7. (a) The term "permanent es- 
Idblishmenl" means a fixed 
place of business in which 
the business of the enter- 
prise is wholiy or partly 
carried on. 

(b) A permanent establish- 
ment shall include espe- 
cially: 

(aa) a place of manage- 
ment; 

(bb) a branch; 

(cc) an office; 

(dd) a feictory; 

(ee) a workshop; 

(ff) a mine, quarry or 
other place of ex- 
traction of natural re- 
sources; 

(gg) a building site or 
construction or as- 
seinbly project which 
exists for more than 
twelve inonths. 

(c) The term "permanent es- 
tablishmcnt" shall not bc 
deemed to include: 

(aa) the use of facilities 
solely for the pur- 
pose of storage, dis- 
play or delivery of 
goods or merchan- 
dise bclonging to the 
enterprise; 

(bb) the maintenance of a 
stock of goods or 
merchandise belong- 
ing to the enterprise 
solely for the purpose 
of storage, display or 
delivery; 
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cc) das Unterhalten eines 
Bestandes von dem 
Unternehmen gehö- 
renden Gütern oder 
Waren ausschließlich 
zur Bearbeitung oder 
Verarbeitung durch 
ein anderes Unterneh- 
men; 

dd) das Unterhalten einer 
festen Geschäftsein- 
richtung ausschließlich 
zum Einkauf von Gü- 
tern oder Waren oder 
zur Beschaffung von 
Informationen für das 
Unternehmen; 

ee) das Unterhalten einer 
festen Geschäftsein- 
richtung ausschließlich 
zur Werbung, zur Er- 
teilung von Auskünf- 
ten, zur wissenschaft- 
lichen Forschung oder 
zur Ausübung ähn- 
licher Tätigkeiten, die 
für das Unternehmen 
vorbereitender Art 
sind oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellen. 

d) Eine Person, die in einem 
der Hoheitsgebiete für ein 
Unternehmen des anderen 
Hoheitsgebiets tätig ist — 
mit Ausnahme eines un- 
abhängigen Vertreters im 
Sinne des Buchstaben e — 
gilt als eine in dem erst- 
genannten Hoheitsgebiet 
belegene Betriebstätte, 
wenn sie eine Vollmacht 
besitzt, im Namen des Un- 
ternehmens in diesem Ho- 
heitsgebiet Verträge zu 
schließen, und diese Voll- 
macht dort gewöhnlich aus- 
übt, es sei denn, daß sich 
ihre Tätigkeit auf den Ein- 
kauf von Gütern oder 
Waren für das Unterneh- 
men beschränkt. 

e) Ein Unternehmen eines der 
Hoheitsgebiete wird nicht 
schon deshalb so behan- 
delt, als habe es eine Be- 
triebstälte in dem anderen 
Hoheitsgebiet, weil es 
dort Geschäftsbeziehungen 
durch einen Makler, Kom- 
missionär oder einen an- 
deren unabhängigen Ver- 
treter unterhält, sofern 
diese Personen im Rahmen 
ihrer ordentlichen Ge- 
schäftstätigkeit handeln. 
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(cc:) the maintenance of a 
stock of goods or 
merchandise belong- 
ing to the enterprise 
solely for the purpose 
of processing by an- 
other enterprise; 

(dd) the maintenance of a 
fixed place of busi- 
ness solely for the 
purpose of purchas- 
ing goods or mer- 
chandise, or for col- 
lecting information 
for the enterprise; 

(ee) the maintenance of a 
fixed place ofbusiness 
solely for the purpose 
of advertising, for the 
supply of Informa- 
tion, for scientific re- 
search or for similar 
activities which have 
a preparatory or aux- 
iliary character, for 
the enterprise. 


(d) A person acting in one of 
the territories on behalf 
of an enterprise of the 
other territory — other than 
an agent of an independ- 
ent status to whom sub- 
paragraph (e) below ap- 
plies — shall be deemed to 
be a permanent establish- 
ment in the first-mentioned 
territory if he has, and 
habitually exercises in 
that territory, an authori- 
ty to conclude contracts 
in the name of the enter- 
prise, unless his activilies 
are limited to the purchase 
of goods or merchandise 
for the enterprise. 


(e) An enterprise of one of 
the territories shall not be 
deemed to have a perma- 
nent establishment in the 
other territory merely 
because it carries on busi- 
ness in that other territory 
through a broker, general 
commission agent or any 
other agent of an in- 
dependent status, where 
such persons are acting in 
the ordinary course of 
their business. 


f) Die Tatsache, daß eine in 
einem der Hoheitsgebiete 
ansässige Gesellschaft eine 
Gesellschaft beherrscht 
oder von einer Gesell- 
schaft beherrscht wird, die 
in dem anderen Hoheits- 
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(f) The fact that a Company 
which is a resident of one 
of the territories Controls 
or is controlled by a 
Company which is a resi- 
dent of the other territory, 
or which carries on busi- 
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gebiet ansässig ist oder 
dort (entweder durch eine 
Betriebstättc oder in an- 
derer Weise) Geschäfts- 
beziebungen unterhält, 
macht für sich allein die 
eine der beiden Gesell- 
schaften nicht zur Be- 
triebstätte der anderen 
Gesellschaft. ■ 

8. Der Ausdruck „Dividenden" 
bedeutet Einkünfte aus Ak- 
tien, aus Anteilen an einer 
Gesellschaft mit beschrankter 
Haftung, aus Kuxen und Ge- 
nußscheinen sowie Einkünfte 
eines an dem Kapital des Un- 
ternehmens nicht beteiligten 
stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als solcher. 
Der Ausdruck umfaßt ferner 
Ausschüttungen auf Anteil- 
scheine von Kapitalanlage- 
gesellschaften. 

9. Der Ausdruck „Staatsangehö- 
riger" bedeutet 

a) in bezug auf die Bundes- 
republik alle Deutschen im 
Sinne des Artikels 116 Ab- 
satz 1 des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik 
Deutschland; 

b) in bezug auf Israel alle 
israelischen Staatsangehö- 
rigen; 

c) alle Gesellschaften, Per- 
sonengesellschaften und 
anderen Personenvereini- 
gungen, die nach dem in 
einem der Hoheitsgebiete 
geltenden Recht errichtet 
worden sind. 

10. Der Ausdruck „zuständige 
Behörde" bedeutet auf seiten 
der Bundesrepublik den Bun- 
desminister der Finanzen und 
auf seiten Israels den Minister 
der Finanzen oder seinen be- 
vollmächtigten Vertreter. 

(2) Können nach diesem Abkommen 
Einkünfte aus Quellen innerhalb eines 
der Hoheitsgebiete in diesem nicht 
oder nur zu einem ermäßigten Satz 
besteuert werden und sind diese Ein- 
künfte nach dem geltenden Redit des 
anderen Hoheitsgebiets dort nur in- 
soweit steuerpflichtig, als Betrage nach 
diesem anderen Hoheitsgebiet über- 
wiesen oder dort entgegengenommen 
werden, so gilt die nach diesem Ab- 
kommen in dein erstgenannten Ho- 
heitsgebiet zu gewährende Steuer- 
befreiung oder -ermäßigung nur für 
die in das andere Hoheitsgebiet über- 
wiesenen Beträge. Das gilt nicht in 
den Fällen der Artikel 9 Absatz 2, 
Artikel 15 und Artikel 16 Absätze 1 
bis 3. 
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ness in timt other terri- 
tory (whether tlirough a 
permanent establishment 
or otherwise), shall not of 
itself constitute either 
Company a permanent es- 
tablishment of the other. 


8. The term "dividends" means 
income arising from shares, 
participations in a limited 
liability Company (Gesell- 
schaft mit beschraenktcr Haf- 
tung), mining shares (Kuxen) 
and "jouissance" shares (Ge- 
nussscheine), and income de- 
rived by a slecping partner, 
wlio does not participate in 
the Capital of the undertak- 
ing, from his participation as 
such. The term shall also in- 
clude distributions on Invest- 
ment trust certificates. 

9. The term "national" means: 

(a) m rcspcct of the Federal 
Republic: 

all Germans in the mean- 
ing of Article 116 para- 
graph 1 of the Basic Law 
for the Federal Republic 
of Germany; 

(b) in respect of Israel: 
all Israeli citizens ; 

(c) all Companies, partnerships 
and associations deriving 
their status as such from 
the law in force in one of 
the territories. 
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10. The term "competent authori- 
ties" means in the case of the 
Federal Republic, the Federal 
Minister of Finance, and, in 
the case of Israel, the Min- 
ister of Finance or his author- 
ized representative. 

(2) Where according to this Con- 
venlion incoine from sourccs within 
one of the territories shall not be 
taxable or shall be taxable only at 
a reduced rate in this territory, and, 
under the law in force in the other 
territory, the said income is subject 
to tax by reference to the amount 
thereof which is remitted to or re- 
ceived in that other territory and not 
by reference to the full amount there- 
of, then the exemption or reduction 
in the first-mentioned territory re- 
sulting from this Convention shall 
apply only to such income as is re- 
mitted to the other territory. This 
shall not apply in the case of Ar- 
ticle 9, paragraph (2), Article 15 and 
Article 16, parayraphs (1) to (3) of this 
Convention. 
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(3) Bei der Anwendung dieses Ab- 
kommens durch eine der Vertragspar- 
teien hat jeder Begriff, der in diesem 
Abkommen nicht bestimmt worden ist, 
dieselbe Bedeutung wie in den im 
Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
geltenden Gesetzen, die sich auf Steu- 
ern im Sinne dieses Abkommens be- 
ziehen, falls der Zusammenhang keine 
andere Auslegung erfordert. 

Artikel 3 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen können in dem Hoheits- 
gebiet besteuert werden, in dem die- 
ses Vermögen liegt. 

(2) Der Begriff „unbewegliches Ver- 
mögen" bestimmt sich nach dem Recht 
des Hoheitsgebiets, in dem das Ver- 
mögen liegt. Der Begriff umfaßt in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweg- 
lichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirt- 
schaftlicher Unternehmen, die Rechte, 
auf welche die Vorschriften des Pri- 
vatrechts über Grundstücke Anwen- 
dung finden, die Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie die 
Rechte auf veränderliche oder feste 
Vergütungen für die Ausbeutung von 
Mineralvorkommen, Quellen und an- 
deren Bodenschätzen; Schiffe und Luft- 
fahrzeuge gelten nicht als unbeweg- 
liches Vermögen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für 
Einkünfte aus der unmittelbaren Nut- 
zung, der Vermietung, Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung 
unbeweglichen Vermögens, einschließ- 
lich der Einkünfte aus land- und forst- 
wirtschaftlichen Unternehmen. Sie gel- 
ten ferner für Gewinne aus der Ver- 
äußerung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch 
für Einkünfte aus unbeweglichem Ver- 
mögen anderer als land- und forst- 
wirtschaftlicher Unternehmen und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Ver- 
mögen, das der Ausübung eines freien 
Berufes dient. 

Artikel 4 

(1) Gewinne eines Unternehmens 
eines der Hoheitsgebiete können nur 
in diesem besteuert werden, es sei 
denn, daß das Unternehmen in dem 
anderen Hoheitsgebiet eine gewerb- 
liche Tätigkeit durch eine dort gele- 
gene Betriebstätte ausübt. Übt das 
Unternehmen eine gewerbliche Tätig- 
keit in dieser Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens in 
dem anderen Hoheitsgebiet besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie 
dieser Betriebstätte zugerechnet wer- 
den können. 

(2) Auch der Anteil an den Gewin- 
nen eines Unternehmens, der auf einen 
in einem der Hoheitsgebiete ansässi- 
gen Mitunternehmer entfällt, kann nur 
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(3) In the application of the provi- 
sions of this Convention by one of 
the Contracting Parties any term not 
defined in this Convention shall, un- 
Iess the context otherwise requires, 
have the same meaning which it has 
under the laws in force in the ter- 
ritory of the Contracting Party re- 
lating to the taxes which are the 
subject of this Convention. 

A r t i c 1 e 3 

(1) Income from immovable property 
may be taxed in the territory in which 
such property is situated. 

(2) The term "immovable property" 
shall be defined in accordance with 
the laws of the territory in which the 
property in question is situated. The 
term shall in any case include prop- 
erty accessory to immovable proper- 
ty, livestock and equipment of agri- 
cultural and forestry enterprises, 
rights to which the provisions of 
general law respecting landed proper- 
ty apply, usufruct of immovable prop- 
erty and rights to variable or fixed 
payments as consideration for the 
working of mineral deposits, sources 
and other natural resources; ships, 
boats and aircraft shall not be regard- 
ed as immovable property. 

(3) The provisions of paragraphs (1) 
and (2) above shall apply to income 
derived from the direct use, or from 
the letting of immovable property or 
the use in any other form of such 
property, including income from agri- 
cultural or forestry enterprises. They 
shall likewise apply to profits from 
the alienation of immovable property. 

(4) The provisions of paragraphs (1) 
to (3) above shall also apply to the 
income from immovable property of 
any enterprises other than agricultural 
or forestry enterprises and to income 
from immovable property used for the 
performance of Professional Services. 

A r t i c 1 e 4 

(1) The profits of an enterprise of 
one of the territories shall be taxable 
only in that territory unless the enter- 
prise carries on business in the other 
territory through a permanent estab- 
Iishment situated therein. If the enter- 
prise carries on business as aforesaid, 
tax may be imposed in the other ter- 
ritory on the profits of the enterprise 
but only on so much of them as is 
attributable to that permanent estab- 
Iishment. 


(2) The share of profits of an enter- 
prise accruing to a partner therein 
who is a resident of one of the ter- 
ritories, shall likewise be taxable only 
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in diesem Hoheitsgebiet besteuert 
werden, es sei denn, daß das Unter- 
nehmen in dem anderen Hoheitsgebiet 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebstätte ausübt. 
übt das Unternehmen eine gewerb- 
liche Tätigkeit in dieser Weise aus, so 
können in dem anderen Hoheitsgebiet 
die anteiligen Gewinne dieses Mit- 
unternehmers besteuert werden, je- 
doch nur in Höhe seines Anteils an 
dem Gewinn, der dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden kann. 

(3) übt ein Unternehmen eines der 
Hoheitsgebiete in dem anderen Ho- 
heitsgebiet eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betrieb- 
stätte aus, so sind dieser Betriebstätte 
in jedem der beiden Hoheitsgebiete 
die Gewinne zuzurechnen, die sie als 
selbständiges Unternehmen mit glei- 
cher oder ähnlicher Tätigkeit unter 
gleichen oder ähnlichen Bedingungen 
und unabhängig von dem Unterneh- 
men, dessen Betriebstätte sie ist, hätte 
erzielen können. 

(4) Bei der Ermittlung der Gewinne 
einer Betriebstätte können die für diese 
Betriebstätte entstandenen Aufwen- 
dungen, einschließlich der Geschäftsfüh- 
rungs- und allgemeinen Verwaltungs- 
kosten, abgezogen werden, gleichgül- 
tig, ob sie in dem Hoheitsgebiet, in 
dem die Betriebstätte liegt, oder 
anderswo entstanden sind. 

(5) Absatz 3 schließt nicht aus, daß 
eine der Vertragsparteien die einer 
Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch eine Aufteilung der Gesamt- 
gewinne des Unternehmens auf seine 
einzelnen Teile ermittelt; die Art der 
angewendeten Gewinnaufteilung muß 
jedoch so sein, daß das Ergebnis mit 
den Grundsätzen dieses Artikels über- 
einstimmt. 


(6) Auf Grund des bloßen Einkaufs 
von Gütern oder Waren für das Unter- 
nehmen wird einer Betriebstätte kein 
Gewinn zugerechnet. 

(7) Bei Anwendung der Absätze 1 
bis 6 sind die der Betriebstätte zuzu- 
rechnenden Gewinne jedes Jahr auf 
dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, 
daß ausreichende Gründe dafür be- 
stehen, anders zu verfahren. 

(8) Die Absätze 1 und 2 sind nicht 
so auszulegen, als hinderten sie eine 
der Vertragsparteien daran, die aus 
Quellen innerhalb ihres Hoheitsgebiets 
einem Unternehmen des anderen Ho- 
heitsgebiets zufließenden Einkünfte 
(Einkünfte aus unbeweglichem Ver- 
mögen, Dividenden, Zinsen, Lizenz- 
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in that territory unless the enterprise 
carries on business in the other ter- 
ritory through a permanent establish- 
ment situated therein. If it carries on 
business as aforesaid, tax may be im- 
posed in the other territory on the 
share of the profits accruing to that 
partner, but only on so much of them 
as represents his share of the profits 
attributable to that permanent estab- 
lishment. 


(3) Where an enterprise of one of 
the territories carries on business in 
the other territory through a perma- 
nent establishment situated therein, 
there shall in each territory be attrib- 
uted to that permanent establishment 
the profits which it might be expected 
to make if it were a distinct and 
separate enterprise engaged in the 
same or similar activities under the 
same or similar conditions and dealing 
quite independently with the enter- 
prise of which it is a permanent estab- 
lishment. 

(4) ln the determination of the 
profits of a permanent establishment, 
there shall be allowed as deductions 
expenses which are incurred for the 
purpose of the permanent establish- 
ment including executive and general 
administrative expenses so incurred, 
whether in the territory in which the 
permanent establishment is situaled 
or elsewhere. 

(5) The provisions of paragraph (3) 
above shall not preclude one of the 
Contracting Parties from determining 
the profits to be attributed to a 
permanent establishment on the basis 
of an apportionment of the total 
profits of the enterprise to its various 
parts; the method of apportionment 
adopted shall, however, be such that 
the result shall be in accordance with 
the principles laid down in this 
Article. 

(6) No profits shall be attributed to 
a permanent establishment by reason 
of the mere purchase by that perma- 
nent establishment of goods or mer- 
chandise for the enterprise. 

(7) For the purposes of paragraphs 
nt to (6) above, the profits to be at- 
tributed to the permanent establish- 
ment shall be determined by the same 
method year by year unless there is 
good and sufficient reason to the con- 
trary. 

(8) Paragraphs (1) and (2) above 
shall not be construed as preventing 
one of the Contracting Parties from 
imposing pursuant to this Convention 
tax on income derived from sources 
within its territory (income from 
immovable property, dividends, inter- 
est, royalties within the meaning of 
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gebühren im Sinne des Artikels 14 
Absätze 2 und 3) nach Maßgabe dieses 
Abkommens zu besteuern, auch wenn 
diese Einkünfte keiner im erstgenann- 
ten Hoheitsgebiet gelegenen Betrieb- 
stätte zuzurechnen sind. 

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten ent- 
sprechend für die nicht nach dem Ge- 
werbeertrag berechnete Gewerbe- 
steuer. 


Artikel 5 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines der 
Hoheitsgebiete unmittelbar 
oder mittelbar an der Ge- 
schäftsführung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unter- 
nehmens des anderen Ho- 
heitsgebiets beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittel- 
bar oder mittelbar an der 
Geschäftsführung, der Kon- 
trolle oder am Kapital eines 
Unternehmens eines der Ho- 
heitsgebiete und eines Unter- 
nehmens des anderen Ho- 
heitsgebiets beteiligt sind, 

und wenn in diesen Fällen zwischen 
den beiden Unternehmen hinsichtlich 
ihrer kaufmännischen oder finanziel- 
len Beziehungen Bedingungen verein- 
bart oder auferlegt werden, die von 
denen abweichen, die zwischen unab- 
hängigen Unternehmen vereinbart 
würden, so dürfen die Gewinne, die 
eines der Unternehmen hätte erzielen 
können, wegen dieser Bedingungen 
aber nicht erzielt hat, den Gewinnen 
dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
die nicht nach dem Gewerbeertrag be- 
rechnete Gewerbesteuer. 


Artikel 6 

(1) Einkünfte aus dem Betrieb von 
Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr können nur 
in dem Hoheitsgebiet besteuert wer- 
den, in dem sich der Ort der tatsäch- 
lichen Geschäftsleitung des Unterneh- 
mens befindet. 

(2) Befindet sich der Ort der tat- 
sächlichen Geschäftsleitung eines Un- 
ternehmens der Seeschiffahrt an Bord 
eines Schiffes, so gilt er als in dem 
Hoheitsgebiet gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt oder, 
wenn kein Heimathafen vorhanden 
ist, in dem Hoheitsgebiet, in dem die 
Person, die das Schiff betreibt, ansäs- 
sig ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für die nicht nach dem Ge- 
werbeertrag berechnete Gewerbe- 
steuer. 
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Article 14, paragraphs (2) and (3) of 
this Convention) by an enterprise of 
the other territory, even if such in- 
come is not attributable to a perma- 
nent establishment in the first-men- 
tioned territory. 

(9) Paragraphs (1) to (8) above shali 
likewise apply in respect of the Ge- 
werbesteuer (trade tax) computed on 
a basis other Ihan industrial and com- 
mercial profits. 

Article 5 

(1) Where 

(a) an enterprise of one of the 
territories participates direct- 
ly or indirectly in the man- 
agement, control or Capital 
of an enterprise of the other 
territory, or 

(b) the same persons participate 
directly or indirectly in the 
management, control or Cap- 
ital of an enterprise of one 
of the territories and an 
enterprise of the other ter- 
ritory 

and in either case conditions are made 
or imposed between the two enter- 
prises in their cornmercial or financial 
rclations which differ from those 
which would be made between in- 
dependent enterprises, then any prof- 
its which would, but for those condi- 
tions, have accrued to one of the 
enterprises, but, by reason of those 
conditions, have not so accrued, may 
be included in the profits of that 
enterprise and taxed accordingly. 

(2) Paragraph (1) above shall like- 
wise apply in respect of the Gewerbe- 
steuer (trade tax) computed on a basis 
other than industrial and cornmercial 
profits. 

Article 6 

(1) Income from the Operation of 
ships or aircraft in international traffic 
shall be taxable only in the territory 
in which the place of effective man- 
agement of the enterprise is situated. 


(2) If the place of effective manage- 
ment of a shipping enterprise is 
aboard a ship, then it shall be deemed 
to be situated in the territory in which 
the home harbour of the ship is 
situated, or, if there is no such home 
harbour, in the territory of which the 
operator of the ship is a resident. 


(3) Paragraphs (1) and (2) above 
shall likewise apply in respect of the 
Gewerbesteuer (trade tax) computed 
on a basis other than industrial and 
cornmercial profits. 
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Artikel 7 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 3 Ab- 
sci.z 3 kann der Gewinn aus dem Ver- 
kauf, der Übertragung oder dein 
Tausch von Vermögenswerten, den 
eine in einem der Hoheitsgebiete an- 
sässige Person aus Quellen innerhalb 
des anderen Hoheitsgebiets bezieht, 
nur in dem erstgenannten Hoheitsgebiet 
besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine 
in einem der Hoheitsgebiete ansässige 
Person in dem anderen Hoheitsgebiet 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebstätte ausübt und 
der Gewinn dieser Betriebstätte zuzu- 
rechnen ist; in diesem Fall ist Arti- 
kel 4 anzuwenden. 


Artikel 9 

(1) Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem der 
Hoheitsgebiete ansässige Person aus 
unselbständiger Arbeit bezieht, kön- 
nen nur in diesem Hoheitsgebiet be- 
steuert werden, es sei denn, daß die 
Arbeit in dein anderen Hoheitsgebiet 
ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so können die dafür bezoge- 
nen Vergütungen in diesem anderen 
Hoheitsgebiet besteuert werden. 
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Article 7 

(1) Subject to the provisions of 
Article 3 paragraph (3) of this Con- 
vention gains froin the sale, transter 
or cxchange of Capital assets derivod 
by a resident of onc of the territories 
from sources within the other territory 
shall be taxable only in the first- 
mentioned territory. 

(2) Paragraph (1) above shall not 
apply where a resident of one of the 
territories carries on business in the 
other territory through a permanent 
establishment situated therein and 
such gains are attributable to that 
permanent establishment; in such 
event Article 4 of this Convention 
shall be applicable. 


Article 8 

(l) Income derived by a resident of 
one of the territories in respect of Pro- 
fessional Services or other independ- 
ent activities of a similar charactor 
shall be taxable only in that territory 
unless he has a fixed base rcgularly 
available to him in the other territorv 
for the purpose of performing his 
activities. If he has such a fixed base, 
such part of that income as is attrib- 
utablc to that base may be taxed in 
that other territory. 


(2) Notwilhstanding the provisions 
of paragraph (1) above, income deriv- 
ed by public entertainers, such as 
theatre, motion picture, radio or tele- 
vision artists, and musicians and by 
athletes, from their personal activities 
as such, may be taxed in the territory 
in which these activities are exercised. 

(3) Directors’ fees and similar pay- 
ments derived by a resident of one of 
the territories in his capacity as a 
member of the board of directors of a 
Company which is a resident of the 
other territory may be taxed in that 
other territory. 


Article 9 

(1) Salaries, wages and other simi- 
lar remuneration derived by a resi- 
dent of one of the territories in respect 
of an employment shall be taxable 
only in that territory unless the em- 
ployment is exercised in the other 
territory. If the employment is so 
exercised, such remuneration as is 
derived therefrom may be taxed in 
that other territory. 


Artikel 8 

(1) Einkünfte, die eine in einem der 
Hoheitsgebiete ansässige Person aus 
einem freien Beruf oder aus sonstiger 
selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art 
bezieht, können nur in diesem Hoheits- 
gebiet besteuert werden, es sei denn, 
daß die Person für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit in dem anderen Hoheits- 
gebiet regelmäßig über eine feste Ein- 
richtung verfügt. Vertilgt sic über eine 
solche feste Einrichtung, so kann der 
Teil der Einkünfte, der dieser Einrich- 
tung zuzurechnen ist, in diesem ande- 
ren Hoheitsgebiet besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kön- 
nen! Einkünfte, die berufsmäßige Künst- 
ler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- 
oder Fernsehkünstler und Musiker 
sowie Sportler aus ihrer in dieser 
Eigenschaft persönlich ausgeübten 
Tätigkeit beziehen, in dem Hoheits- 
gebiet besteuert werden, in dem sie 
diese Tätigkeit ausüben. 

(3) Aufsichtsrats- oder Verwaltungs- 
ratsvergütungen und ähnliche Zahlun- 
gen, die eine in einem der Hoheits- 
gebiete ansässige Person in ihrer 
Eigensdiaft als Mitglied des Aufsidits- 
oder Verwaltungsratcs einer Gesell- 
schaft bezieht, die in dem anderen 
Hoheitsgebiet ansässig ist, können in 
diesem anderen Hoheitsgebiet be- 
steuert werden. 
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(2) Abweichend von Absatz 1 kön- 
nen Vergütungen, die eine in einem 
der Hoheitsgebiete ansässige Person 
für eine in dem anderen Hoheitsgebiet 
ausgeübte unselbständige Arbeit be- 
zieht, nur in dem erstgenannten Ho- 
heitsgebiet besteuert werden, wenn: 

a) sich der Empfänger während 
des betreffenden Steuerjahres 
insgesamt nicht langer als 
183 Tage in dem anderen 
Hoheitsgebiet aufhält, 

b) die Vergütungen von einem 
Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, 
der nicht in dem anderen 
Hoheitsgebiet ansässig ist, 
und 

c) die Vergütungen nicht vom 
Gewinn einer Betriebstätte 
oder einer festen Einrichtung 
abgezogen werden, die der 
Arbeitgeber in dem anderen 
Hoheitsgebiet hat. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 
und 2 können Vergütungen für Dienst- 
leistungen, die an Bord eines See- 
schiffes oder Luftfahrzeuges im inter- 
nationalen Verkehr erbracht werden, 
in dem Hoheitsgebiet besteuert wer- 
den, in dem sich der Ort der tatsäch- 
lichen Geschäftsleitung des Unterneh- 
mens befindet. 

Artikel 10 

(1) Abweichend von Artikel 9 kön- 
nen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die von öffentlichen 
Kassen der Bundesrepublik, eines Lan- 
des oder einer seiner Gebietskörper- 
schaften für Dienstleistungen gezahlt 
werden, in der Bundesrepublik be- 
steuert werden; sie werden in Israel 
nicht besteuert, wenn die Zahlung an 
einen deutschen Staatsangehörigen im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Num- 
mer 9 a geleistet wird. 

(2) Abweichend von Artikel 9 kön- 
nen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die von öffentlichen 
Kassen Israels für Dienstleistungen 
gezahlt werden, in Israel besteuert 
werden; sie werden in der Bundes- 
republik nicht besteuert, wenn die 
Zahlung an einen Staatsangehörigen 
Israels im Sinne des Artikels 2 Ab- 
satz 1 Nummer 9 b geleistet wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht 
auf Zahlungen für Dienstleistungen 
anzuwenden, die im Zusammenhang 
mit einer gewerblichen Tätigkeit der 
Bundesrepublik oder Israels, eines 
Landes oder einer ihrer Gebietskör- 
perschaften erbracht werden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch 
für Gehälter, Löhne und ähnliche Ver- 
gütungen, die im Falle der Bundes- 
republik die Deutsche Bundesbank, die 
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(2) Notwithstanding the provisions 
of paragraph (1) above, remuneration 
derived by a resident of one of the 
territories in respect of an employment 
exercised in the other territory shall 
be taxable only in the first-mentioned 
territory if: 

(a) the recipient is present in the 
other territory for a period 
or periods not exceeding in 
the aggregate 183 days in the 
fiscal year concerned; 

(b) the remuneration is paid by, 
or on behalf of an employer 
who is not a resident of the 
other territory; and, 


(c) the remuneration is not de- 
ducted from the profits of a 
permanent establishment or 
a fixed base which the en- 
ployer has in the other ter- 
ritory. 

(3) Notwithstanding the provisions 
of paragraphs (1) and (2) above re- 
muneration for personal Services per- 
formed aboard a ship or aircraft in 
international traffic may be taxed in 
the territory in which the place of ef- 
fective management of the enterprise 
is situated. 


Article 10 

(1) Notwithstanding the provisions 
of Article 9 of this Convention sala- 
ries, wages and other similar remuner- 
ation paid out of public funds of the 
Federal Republic, a Land or one of its 
political sub-divisions or local author- 
ities in respect of Services rendered 
shall be taxable in the Federal Repub- 
lic; they shall not be taxed in Israel 
if the payment is made to a German 
national within the meaning of Ar- 
ticle 2 paragraph (I) sub-paragraph 9 

(a) of this Convention. 

(2) Notwithstanding the provisions 
of Article 9 of this Convention sala- 
ries, wages and other similar remuner- 
ation paid out of public funds of Is- 
rael in respect of Services rendered 
shall be taxable in Israel; they shall 
not be taxed in the Federal Republic 
if the payment is made to a national 
of Israel within the meaning of Ar- 
ticle 2 paragraph (1) sub-paragraph 9 

(b) of this Convention. 

(3) Paragraphs (1) and (2) above 
shall not apply to payments in respect 
of Services rendered in connection 
with any business carried on by the 
Federal Republic or Israel, a Land or 
political sub-division or local author- 
ity thereof. 

(4) Paragraphs (1) and (2) above 
shall also apply to salaries, wages and 
other similar remuneration paid, in the 
case of the Federal Republic by the 
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Deutsche Bundesbahn und die Deut- 
sche Bundespost, und im Falle Israels 
die Bank von Israel zahlen. 


Artikel 11 

(1) Renten, Ruhegehälter und andere 
ähnliche Vergütungen, die für frühere 
unselbständige Arbeit gezahlt werden, 
können nur in dem Hoheitsgebiet be- 
steuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kön- 
nen Renten, Ruhegehälter und andere 
ähnliche Vergütungen für frühere un- 
selbständige Arbeit, die von öffent- 
lichen Kassen des Staates einer Ver- 
tragspartei, eines Landes oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften an eine 
in dem Hoheitsgebiet des Staates der 
anderen Vertragspartei ansässige Per- 
son gezahlt werden, in dem Hoheits- 
gebiet des Staates der erstgenannten 
Vertragspartei besteuert werden; sie 
werden in dem Hoheitsgebiet des 
Staates der anderen Vertragspartei 
nicht besteuert. 

(3) Absatz 2 gilt auch für Renten, 
Ruhegehälter und andere ähnliche 
Vergütungen für frühere unselbstän- 
dige Arbeit, die im Falle der Bundes- 
republik die Deutsche Bundesbank, 
die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost, und im Falle 
Israels die Bank von Israel zahlen. 

Artikel 12 

(1) Für Dividenden, die einer in 
einem der Hoheitsgebiete ansässigen 
Person von einer in dem anderen 
Hoheitsgebiet ansässigen Gesellschaft 
gezahlt werden, darf der Satz der 
Steuer in diesem anderen Hoheits- 
gebiet 25 vom Hundert nicht über- 
steigen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der 
Empfänger in dem anderen Hoheits- 
gebiet eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte 
ausübt und die Dividenden dieser Be- 
triebstätte zuzurechnen sind; in die- 
sem Fall gilt Artikel 4. 


Artikel 13 

(1) Für die einer in einem der 
Hoheitsgebiete ansässigen Person von 
einer in dem anderen Hoheitsgebiet 
ansässigen Person gezahlten Zinsen 
und sonstigen Einkünften aus Obliga- 
tionen, Wertpapieren, Wechseln und 
Schuldverschreibungen oder anderen 
Schuldverpflichtungen, auch wenn sie 
durch Grundpfandrechte gesichert sind, 
darf der Satz der Steuer in diesem 
anderen Hoheitsgebiet 15 vom Hun- 
dert nicht übersteigen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der 
Empfänger in dem anderen Hoheits- 
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Deutsche Bundesbank, the Deutsche 
Bundesbahn and the Deutsche Bundes- 
post, and in the case of Israel by the 
Bank of Israel. 

Article 11 

(1) Annuities, pensions and other 
similar remuneration paid in consider- 
ation of past employment shall be 
taxable only in the territory of which 
the recipient is a resident. 

(2) Notwithstanding the provisions 
of paragraph (1) above annuities, pen- 
sions and other similar remuneration 
in respect of past employment paid 
out of public funds of the State of a 
Contracting Party, a Land or a politi- 
cal sub-division or local authority 
thereof to a resident of the territory 
of the State of the other Contracting 
Party, shall be taxable in the territory 
of the State of the first-mentioned 
Contracting Party; they shall not be 
taxed in the territory of the State of 
the other Contracting Party. 

(3) Paragraph (2) above shall also 
apply to annuities, pensions and other 
similar remuneration in respect of past 
employment paid, in the case of the 
Federal Republic by the Deutsche Bun- 
desbank, the Deutsche Bundesbahn 
and the Deutsche Bundespost, and in 
the case of Israel by the Bank of Is- 
rael. 

Article 12 

(1) Dividends paid to a resident of 
one of the territories by a Company 
resident of the other territory may not 
be taxed in that other territory at a 
rate exceeding 25 percent. 


(2) Paragraph (1) above shall not 
apply where the recipient carries on 
business in the other territory through 
a permanent establishment situated 
therein and such dividend is attribut- 
able to that permanent establishment; 
in such event Article 4 of this Con- 
vention shall be applicable. 

Article 13 

(1) Interest and other income from 
bonds, securities, notes, debentures or 
any other form of indebtedness, 
whether or not secured by mortgages, 
paid to a resident of one of the terri- 
tories by a resident of the other terri- 
tory may not be taxed in that other 
territory at a rate exceeding 15 per- 
cent. 


(2) Paragraph (1) above shall not 
apply where the recipient carries on 
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gebiet eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte 
ausübt und die Zinsen dieser Betrieb- 
statte zuzurechnen sind; in diesem 
Fall gilt Artikel 4. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 
und 2 

a) können Einkünfte im Sinne 
des Absatzes 1, die eine in 
Israel ansässige Person an 
die Deutsche Bundesbank 
zahlt, nur in der Bundesrepu- 
blik besteuert werden; 

b) können Einkünfte im Sinne 
des Absatzes 1, die eine in 
der Bundesrepublik ansässige 
Person an die Bank von 
Israel zahlt, nur in Israel be- 
steuert werden. 


Artikel 14 

(1) Wiederkehrende oder einmalige 
Lizenzgebühren auf Grund von Ur- 
heberrechten und andere Vergütun- 
gen, die für die Benutzung oder das 
Recht auf Benutzung literarischer, 
bühnenschriftstellerischer, musikali- 
scher oder künstlerischer Werke ge- 
zahlt werden (mit Ausnahme von 
wiederkehrenden oder einmaligen Li- 
zenzgebühren und ähnlichen Vergü- 
tungen für kinematographische oder 
im Fernsehen verwendete Filme), kön- 
nen nur in dem Hoheitsgebiet be- 
steuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. 

(2) Für wiederkehrende oder ein- 
malige Lizenzgebühren und andere 
Vergütungen, die einer in einem der 
Hoheitsgebiete ansässigen Person von 
einer in dem anderen Hoheitsgebiet 
ansässigen Person für die Benutzung 
oder das Recht auf Benutzung von 
Patenten, Warenzeichen, Mustern oder 
Modellen, Plänen, geheimen Verfah- 
ren oder Formeln gezahlt werden, 
darf der Satz der Steuer in diesem 
anderen Hoheitsgebiet 5 vom Hundert 
nicht übersteigen. 

(3) Absatz 2 gilt auch für wieder- 
kehrende oder einmalige Lizenzgebüh- 
ren und andere Vergütungen für die 
Benutzung oder das Recht auf Be- 
nutzung gewerblichen, kaufmännischen 
oder wissenschaftlichen Geräts und 
für die Erteilung von Auskünften über 
gewerbliche, kaufmännische und wis- 
senschaftliche Erfahrungen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, 
wenn der Empfänger in dem anderen 
Hoheitsgebiet eine gewerbliche Tätig- 
keit durch eine dort gelegene Betrieb- 
stätte ausübt und die Lizenzgebühren 
oder anderen Vergütungen dieser Be- 
triebstätte zuzurechnen sind; in die- 
sem Fall gilt Artikel 4. 
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business in the other territory through 
a permanent establishment situated 
therein and sudr interest is attributable 
to that permanent establishment; in 
such event Article 4 of this Conven- 
tion shall be applicable. 

(3) Notwithstanding the provisions 
of paragraphs (1) and (2) above 

(a) income within the meaning 
of paragraph (1) above paid 
by a resident of Israel to the 
Deutsche Bundesbank shall 
be taxable only in the Fed- 
eral Republic; 

(b) income within the meaning 
of paragraph (1) above paid 
by a resident of the Federal 
Republic to the Bank of 
Israel shall be taxable only 
in Israel. 


Article 14 

(1) Copyright royalties and other 
payments, whether recurring or not, 
paid as consideration for the use of, 
or the right to use, any literary, 
dramatic, musical or artistic work 
(excluding royalties and like pay- 
ments, whether recurring or not, in 
respect of motion picture films or films 
for use in connection with television) 
shall be taxable only in the territory 
of which the recipient is a resident. 


(2) Royalties and other payments, 
whether recurring or not, paid as 
consideration for the use of, or the 
right to use, any patent, trade mark, 
design or model, plan, secret process 
or formula to a resident of one of the 
territories by a resident of the other 
territory may not be taxed in that 
other territory at a rate exceeding 
5 percent. 


(3) The provisions of paragraph (2) 
above shall also apply to all royalties 
and other payments, whether recurring 
or not, paid as consideration for the 
use of, or the right to use, industrial, 
commercial or scientific equipment 
and for the supply of information 
concerning industrial, commercial and 
scientific experience. 

(4) Paragraphs (1) to (3) above shall 
not apply whcre the recipient carries 
on business in the other territory 
through a permanent establishment 
situated therein and such royalties or 
other payments are attributable to that 
permanent establishment; in such 
event Article 4 of this Convention 
shall be applicable. 
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Artikel 15 

Hochschullehrer oder Lehrer aus 
einem der Hoheitsgebiete, die wäh- 
rend eines vorübergehenden Aufent- 
haltes von höchstens zwei Jahren eine 
Vergütung für eine Lehrtätigkeit an 
einer Universität, Hochschule, Schule 
oder anderen Lehranstalt in dem ande- 
ren Hoheitsgebiet erhalten, sind hin- 
sichtlich dieser Vergütung in diesem 
anderen Hoheitsgebiet nicht steuer- 
pflichtig. 

Artikel 16 

(1) Eine natürliche Person aus einem 
der Hoheitsgebiete, die sich vorüber- 
gehend in dem anderen Hoheitsgebiet 
aufhält, und zwar lediglich 

a) als Student an einer aner- 
kannten Universität, Hoch- 
schule oder Schule dieses 
anderen Hoheitsgebiets, 

b) als Lehrling (in der Bundes- 
republik einschließlich der 
Volontäre oder Praktikanten) 
oder 

c) als Empfänger eines in erster 
Linie für das Studium oder 
für die Forschung bestimmten 
Zuschusses, Unterhaltsbetra- 
ges oder Preises einer reli- 
giösen, mildtätigen, wissen- 
schaftlichen oder pädagogi- 
schen Organisation, 

wird mit den für ihren Unterhalt, ihre 
Erziehung oder ihre Ausbildung be- 
stimmten Überweisungen aus dem 
Ausland, mit einem Stipendium und 
mit allen Beträgen, die eine Ver- 
gütung für eine in diesem anderen 
Hoheitsgebiet ausgeübte nichtselbstän- 
dige Arbeit darstellen, in dem anderen 
Hoheitsgebiet nicht zur Steuer heran- 
gezogen. 

(2) Eine natürliche Person aus einem 
der Hoheitsgebiete, die sich in dem 
anderen Hoheitsgebiet vorübergehend 
für die Dauer von längstens einem 
Jahr als Arbeitnehmer eines Unter- 
nehmens des erstgenannten Hoheits- 
gebiets oder einer der in Absatz 1 
Buchstabe c genannten Organisationen 
oder auf Grund eines mit einem sol- 
chen Unternehmen oder einer solchen 
Organisation geschlossenen Vertrages 
lediglich zu dem Zweck aufhält, tech- 
nische, berufliche oder geschäftliche 
Erfahrungen von einer anderen Person 
— also nicht von dem Unternehmen 
oder der Organisation — zu erwerben, 
wird in dem anderen Hoheitsgebiet 
mit den Vergütungen, die für diesen 
Zeitraum gezahlt werden, nicht zur 
Steuer herangezogen, es sei denn, daß 
die Vergütungen den Betrag von 
15 000 DM oder dessen Gegenwert in 
israelischer Währung übersteigen. 

(3) Eine natürliche Person aus einem 
der Hoheitsgebiete, die sich in dem 
anderen Hoheitsgebiet vorübergehend 
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A r t i c 1 e 15 

A professor or teacher from one of 
the territories, who receives remuner- 
ation for teaching, during a period 
of temporary rcsidence not exceeding 
two years, at a university, College, 
school or other educational Institution 
in the other territory, shall be exempt 
from tax in that other territory in 
respect of that rcmuneration. 


A r t i c 1 e 16 

(1) An individual from one of the 
territories who is temporarily present 
in the other territory solely 

(a) as a Student at a recognized 
university, College or school 
in such other territory; 

(b) as a business apprentice (in- 
cluding in the Federal Re- 
public a Volontaer or a Prak- 
tikant), or 

(c) as the recipient of a grant, 
allowance or award for the 
primary purpose of study or 
research from a religious, 
charitable, scientific or edu- 
cational Organization, 


shall not be taxed in the other terri- 
tory in respect of remittances from 
abroad for the purposes of his main- 
tenance, education or training, in 
respect of a scholarship, and in respect 
of any amount representing remunera- 
tion for an employmcnt in that other 
territory. 


(2) An individual from one of the 
territories who is temporarily present 
in the other territory for a period not 
exceeding one year, as an employee 
of, or under contract with, an enter- 
prise of the former territory or an 
Organization referred to in paragraph 
(1) sub-paragraph (c) above, solely to 
acquire technical, Professional or 
business experience from a person 
other than such enterprise or Organiza- 
tion shall not be taxed in that other 
territory on remuneration for such 
period unless the amount thereof 
exceeds 15,000 DM or its equivalent 
in Israeli currency. 


(3) An individual from one of the 
territories temporarily present in the 
other territory under arrangements 
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auf Grund von Vereinbarungen mit 
der Regierung des anderen Hoheits- 
gebiets lediglich zur Ausbildung, zur 
Forschung oder zum Studium aufhält, 
wird in dem anderen Hoheitsgebiet 
mit den Vergütungen, die sie für die 
Ausbildung, Forschung oder das Stu- 
dium erhält, nicht zur Steuer herange- 
zogen, es sei denn, daß die Vergütun- 
gen den Betrag von 25 000 DM oder 
dessen Gegenwert in israelischer 
Währung übersteigen. 

Artikel 17 

Die in den vorstehenden Artikeln 
nicht ausdrücklich erwähnten Ein- 
künfte können nur in dem Hoheits- 
gebiet besteuert werden, in dem der 
Empfänger ansässig ist. 


px nmxa Sov xV Tia i S ix ipna 
Vapo xinu? -iau?n Sy oa mnx 
ax nVit .Tia'Sn ix -ipnan ,n"DU?nn 
ntfftrn 25,000 Sa nViy ”iau?n mao 
.'Vx-iu?’ yaoaa nnVipu? Sa ix pixa 


17 rpyo 

unioaa natin xVu? noionn 'ans 
pn oa nn’Sa Sur .Q’anpn D’D'aoa 
,naau?in xinVapanuaaVapxnmxa 


with the Government of that other 
territory solely for the purpose of 
training, research or study shall not 
be taxed in that other territory on 
remuneration received in respect of 
such training, research or study, unless 
the amount thereof exceeds 25,000 DM 
or its equivalent in Israeli currency. 


A r t i c 1 e 17 

The items of income not expressly 
mentioned in the foregoing Ar ticles 
shall be taxable only in the territory 
of which the recipient is a resident. 


Artikel 18 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik 
ansässigen Person wird die Steuer 
wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrund- 
lage für die Steuer der Bun- 
desrepublik werden die Ein- 
künfte aus Quellen innerhalb 
Israels ausgenommen, die in 
Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen in Israel besteu- 
ert werden können, es sei 
denn, daß Buchstabe b anzu- 
wenden ist Die Bundesrepu- 
blik behält aber das Recht, 
die so ausgenommenen Ein- 
künfte bei der Festsetzung 
des Steuersatzes zu berück- 
sichtigen. 

b) Auf die für die nachstehen- 
den Einkünfte zu zahlende 
Steuer der Bundesrepublik 
vom Einkommen wird die 
israelische Steuer angerech- 
net, die für diese Einkünfte 
nach israelischem Recht und 
in Übereinstimmung mit die- 
sem Abkommen zu zahlen 
ist: 

aa) Dividenden, soweit sie 
nicht unter Buchstabe d 
fallen; 

bb) Zinsen im Sinne des Ar- 
tikels 13 Absatz 1; 


cc) Lizenzgebühren und an- 
dere ähnliche Vergütun- 
gen im Sinne des Arti- 
kels 14; 

dd) Gehälter, Löhne und an- 
dere ähnliche Vergütun- 
gen, die von öffentlichen 
Kassen Israels für Dienst- 
leistungen gezahlt wer- 
den und nicht nach Ar- 
tikel 10 Absätze 2 und 4 
von der Steuer der Bun- 
desrepublik befreit sind. 
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Article 18 

(1) Tax shall be determined in the 
case of a resident of the Federal Re- 
public as follows: 

(a) Unless the provisions of sub- 
paragraph (b) below apply, 
there shall be excluded from 
the basis upon which Federal 
Republic tax is imposed, any 
item of income from sources 
within Israel, which, ac- 
cording to this Convention, 
may be taxed in Israel. The 
Federal Republic, however, 
retains the right to take into 
account in the determination 
of its rate of tax the items 
of income so excluded. 

(b) Israeli tax payable under the 
laws of Israel and in accord- 
ance with this Convention on 
the following items of income 
shall be allowed as a credit 
against such Federal Re- 
public tax on income as is 
payable in respect of these 
following items of income: 

(aa) dividends not dealt with 
in sub-paragraph (d) 
below; 

(bb) interest within the 
meaning of Article 13, 
Paragraph (1) of this 
Convention; 

(cc) royalties and other like 
payments referred to in 
Article 14 of this Con- 
vention; 

(dd) salaries, wages and 
other similar remunera- 
tion paid out of public 
funds of Israel in respect 
of services not being 
exempt from Federal 
Republic tax under Ar- 
ticle 10, paragraphs (2) 
and (4) of this Conven- 
tion. 
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c) Wird in den Fällen des Buch- 
staben b Doppelbuchstaben 
aa und bb die israelische 
Steuer von Dividenden oder 
Zinsen nach Vorschriften des 
israelischen Steuerrechts, 
welche die Vertragsparteien 
im beiderseitigen Einverneh- 
men bezeichnen, für eine be- 
grenzte Zeit ganz erlassen 
oder ermäßigt, so wird ein 
Betrag von mindestens 25 
vom Hundert dieser Dividen- 
den oder 15 vom Hundert 
dieser Zinsen auf die Steuer 
der Bundesrepublik von 
diesen Einkünften angerech- 
net. Die Anrechnung nach 
Satz 1 darf jedoch nicht die 
Steuer übersteigen, die Israel 
ohne diesen Steuererlaß oder 
diese Ermäßigung erhoben 
hatte. 

d) Abweichend von den Buch- 
staben b und c gilt Buch- 
stabe a für Dividenden, die 
einer in der Bundesrepublik 
ansässigen Gesellschaft von 
einer in Israel ansässigen 
Gesellschaft gezahlt werden, 
deren stimmberechtigte An- 
teile zu mindestens 25 vom 
Hundert der erstgenannten 
Gesellschaft gehören. 

e) Buchstabe c gilt nicht für 
Dividenden, die von einer 
Gesellschaft gezahlt werden, 
deren Vermögenswerte zu 
mindestens 50 vom Hundert 
aus Anteilen an Gesellschaf- 
ten bestehen, die ihre Ge- 
schäftsleitung außerhalb Is- 
raels haben. 

f) Buchstabe d gilt für Dividen- 
den nur dann, wenn sie von 
einer Gesellschaft gezahlt 
werden, deren Einkünfte aus- 
schließlich oder fast aus- 
schließlich 

aa) aus der Herstellung oder 
dem Verkauf von Gütern 
oder Waren, aus Dienst- 
leistungen oder aus Bank- 
oder Versicherungsge- 
schäften oder 

bb) aus Dividenden stam- 
men, die von einer oder 
mehreren in Israel an- 
sässigen Gesellschaften 
gezahlt werden, deren 
stimmberechtigte Anteile 
zu mehr als 50 vom Hun- 
dert der erstgenannten 
Gesellschaft gehören und 
die ihre Einkünfte wiede- 
rum ausschließlich oder 
fast ausschließlich aus 
der Herstellung oder dem 
Verkauf von Gütern oder 
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(c) If in the cases (aa) and (bb) 
of sub-paragraph (b) above 
Israeli tax on dividends or 
interest has been wholly re- 
lieved or reduced for a 
limited period of time under 
provisions of Israeli tax law 
specified by mutual agree- 
ment between the Contract- 
ing Parties, there shall be 
allowed as a credit against 
Federal Republic tax on such 
income an amount of not 
less than 25 percent of such 
dividends or 15 percent of 
such interest. The credit 
allowed under the foregoing 
sentence shall, however, not 
exceed the tax imposed by 
Israel if no such relief or 
reduction had been granted. 


(d) Notwithstanding sub-para- 
graphs (b) and (c) above the 
provisions of sub-paragraph 
(a) above shall apply to such 
dividends as are paid to a 
Company being a resident 
of the Federal Republic by a 
Company being a resident of 
Israel 25 percent or more of 
the voting shares of which 
are owned by the first- 
mentioned Company. 

(e) Sub-paragraph (c) shall not 
apply to dividends paid by 
a Company 50 percent or 
more of the assets of which 
consist of shares in Com- 
panies managed and con- 
trolled outside Israel. 


(f) Sub-paragraph (d) above 
shall only apply to dividends 
paid by a Company which 
derives its income exclusive- 
ly or almost exclusively — 

(aa) from producing or sell- 
ing goods or merchan- 
dise, rendering Services, 
or doing banking or In- 
surance business, or 


(bb) from dividends paid by 
one or more Companies, 
being residents of Is- 
rael, more than 50 per- 
cent of the voting 
shares of which are 
owned by the first- 
mentioned Company, 
which themselves derive 
their income exclusively 
or almost exclusively 
from producing or sell- 
ing goods or merchan- 
dise, rendering Services 
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Waren, aus Dienstlei- 
stungen oder aus Bank- 
oder Versicherungsge- 
schäften beziehen. 

(2) Bei einer in Israel ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt fest- 
gesetzt; 

Werden in eine in Israel durchge- 
führte Veranlagung Einkünfte einbe- 
zogen, die aus Quellen innerhalb der 
Bundesrepublik stammen und in Über- 
einstimmung mit diesem Abkommen 
in der Bundesrepublik besteuert wer- 
den können, so wird auf die israeli- 
sche Steuer von diesen Einkünften ein 
Betrag angerechnet, welcher der tat- 
sächlich erhobenen Steuer der Bundes- 
republik, höchstens aber der israeli- 
schen Steuer von diesen Einkünften 
entspricht; der anzurechnende Betrag 
darf jedoch den Teil der israelischen 
Steuer nicht übersteigen, der dem 
Verhältnis dieser Einkünfte zum Ge- 
samtbetrag der der israelischen Steuer 
unterliegenden Einkünfte entspricht. 
Handelt es sich bei diesen Einkünften 
um eine gewöhnliche Dividende, die 
eine in der Bundesrepublik ansässige 
Kapitalgesellschaft zahlt, so wird bei 
der Anrechnung (neben einer für die 
Dividenden zu zahlenden Steuer der 
Bundesrepublik) die von der Gesell- 
schaft für ihre Gewinne zu zahlende 
Steuer der Bundesrepublik berücksich- 
tigt; handelt es sich um eine auf Ge- 
sellschaftsanteile mit zusätzlicher Ge- 
winnbeteiligung gezahlte Dividende, 
die sowohl eine in den Anteilen ver- 
briefte Dividende zum festgesetzten 
Satz als auch eine zusätzliche Gewinn- 
beteiligung umfaßt, so wird bei der 
Anrechnung die von der Gesellschaft 
für ihren Gewinn zu zahlende Steuer 
der Bundesrepublik auch insoweit be- 
rücksichtigt, als die Dividende den 
festen Vorzugsbetrag übersteigt. 


Artikel 19 

(1) Die Angehörigen des Staates ei- 
ner der Vertragsparteien dürfen in 
dein Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflich- 
tung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteue- 
rung und die damit zusammenhängen- 
den Verpflichtungen, denen die An- 
gehörigen des Staates dieser anderen 
Vertragspartei unter gleichen Ver- 
hältnissen unterworfen sind oder un- 
terworfen werden können. 

(2) Staatenlose dürfen in dem Ho- 
heitsgebiet einer der Vertragsparteien 
keiner Besteuerung oder damit zu- 
sammenhängenden Verpflichtung un- 
terworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung 
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or doing banking or 
insurance business. 


(2) Tax shall be determined in the 
case of a resident of Israel as follows: 

Where there is included in an as- 
sessment made in Israel income from 
sources within the Federal Republic 
which in accordance with this Con- 
vention may be taxed in the Federal 
Republic, there shall be allowed as 
credit against Israeli tax on such in- 
come a sum equal to the Federal Re- 
public tax actually levied or the Is- 
raeli tax on such income, whichever 
is lower, provided that such credit 
shall not be allowed in an amount ex- 
ceeding that proportion of the Israeli 
tax which such income bears to the 
entire income subject to the Israeli 
tax. Where such income is an ordinary 
dividend paid by a Company limited 
by shares (Kapitalgesellschaft) resident 
in the Federal Republic, the credit 
shall take into account (in addition 
to any Federal Republic tax appro- 
priate to the dividend) the Federal 
Republic tax payable by the Company 
in respect of its profits, and, where 
it is a dividend paid on participating 
preference shares and representing 
both a dividend at the fixed rate to 
which the shares are entitled and an 
additional participation in profits, the 
Federal Republic tax so payable by 
the Company shall likewise be taken 
into account in so far as the dividend 
exceeds that fixed rate. 


A r t i c 1 e 19 

(1) The nationals of the State of 
one of the Contracting Parties shall 
not be subjected in the territory of 
the other Contracting Party to any 
taxation or any requirement connected 
therewith which is other or more 
burdensome than the taxation and 
connected requirements to which na- 
tionals of the State of that other Con- 
tracting Party in the same circum- 
stances are or may be subjected. 


(2) Stateless persons shall not be 
subjected in the territory of one of the 
Contracting Parties to any taxation or 
any requirement connected therewith 
which is other or more burdensome 
than the taxation and connected re- 
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und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen die Angehöri- 
gen des Staates dieser Vertragspartei 
unter gleichen Verhältnissen unter- 
worfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(3) Die Besteuerung einer Betrieb- 
stätte, die ein Unternehmen eines der 
Hoheitsgebiete in dem anderen Ho- 
heitsgebiet hat, darf in dem anderen 
Hoheitsgebiet nicht ungünstiger sein 
als die Besteuerung von Unternehmen 
dieses anderen Hoheitsgebiets, welche 
die gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Vorschrift ist nicht dahin aus- 
zulegen, daß sie eine Vertragspartei 
verpflichtet, den in dem Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei ansässigen 
Personen Steuerfreibeträge, -Vergün- 
stigungen und -ermäßigungen auf 
Grund des Personenstandes oder der 
Familienlasten zu gewähren, die sie 
den in ihrem Hoheitsgebiet ansässigen 
Personen gewährt. 

(4) Die Unternehmen eines der 
Hoheitsgebiete, deren Kapital ganz 
oder teilweise, unmittelbar oder mittel- 
bar, einer in dem anderen Hoheits- 
gebiet ansässigen Person oder mehre- 
ren solchen Personen gehört oder der 
Kontrolle dieser Personen unterliegt, 
dürfen in dem erstgenannten Hoheits- 
gebiet keiner Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung 
unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung 
und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähn- 
liche Unternehmen des erstgenannten 
Hoheitsgebiets unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. 

(5) In diesem Artikel bedeutet der 
Ausdruck „Besteuerung" Steuern jeder 
Art und Bezeichnung. 


Artikel 20 

(1) Die zuständigen Behörden wer- 
den die ihnen auf Grund ihrer Steuer- 
gesetze auf dem normalen Verwal- 
tungswege zur Verfügung stehenden 
Auskünfte austauschen, die zur Durch- 
führung dieses Abkommens erforder- 
lich sind. Die so ausgetauschten Aus- 
künfte sind als geheim zu behandeln 
und dürfen nur Personen zugänglich 
gemacht werden, die sich mit der Ver- 
anlagung oder Erhebung von Steuern 
im Sinne dieses Abkommens befassen. 
Die zuständige Behörde eines Hoheits- 
gebiets darf keine Auskünfte geben, 
die der Behörde des anderen Hoheits- 
gebiets ein Handels-, Geschäfts-, Ge- 
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
gewerbliches Verfahren preisgeben 
würden. 

(2) Absatz 1 darf nicht so ausgelegt 
werden, als verpflichte er eine der 
Vertragsparteien, Verwaltungsmaß- 
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quireinents to which ndtionals of the 
State of that Contracting Party in 
the same circumstances are or may be 
subjected. 


(3) The taxation on a permanent 
establishment which an enterprise of 
one of the territories has in the other 
territory shall not be less favourably 
levied in that other territory than the 
taxation levied on enterprises of that 
other territory carrying on the same 
activities. 

This Provision shall not be con- 
strued as obliging a Contracting Party 
to grant to residents of the territory 
of the other Contracting Party any 
personal allowances, reliefs and re- 
ductions for taxation purposes on 
account of civil status or family 
responsibilities which it grants to its 
own residents. 

(4) Enterprises of one of the terri- 
tories, the Capital of which is wholly 
or partly owncd or controlled, direct- 
ly or indirectly, by one or more 
residents of the other territory, shall 
not be subjected in the first-mentioned 
territory to any taxation or any re- 
quirement connected therewith which 
is other or more burdensome than the 
taxation and connected requirements 
to which other similar enterprises of 
that first-mentioned territory are or 
may be subjected. 


(5) In this Article the term 'Taxa- 
tion" means taxes of every kind and 
description. 


Article 20 

(1) The competent authorities shall 
exchange such information (being In- 
formation which is at their disposal 
under their respective taxation laws 
in the normal course of administration) 
as is necessary for carrying out the 
provisions of this Convention. Any 
information so exchanged shall be 
treated as secret and shall not be 
disclosed to any persons other than 
those concerned with the assessment 
and collection of the taxes which are 
the subject of this Convention. No 
information as aforesaid shall be ex- 
changed by the competent authority 
of one of the territories which would 
disclose any trade, business, industrial 
or Professional secret or any trade 
process to the authority of the other 
territory. 

(2) In no case shall the provisions 
of paragraph (1) above be construed 
so as to impose upon one of the 
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nahmen durchzuführen, die von ihren 
Vorschriften oder ihrer Verwaltungs- 
praxis abweichen oder die der Souve- 
ränität, der Sicherheit oder öffentlichen 
Ordnung ihres Staates widersprechen, 
oder Angaben zu übermitteln, die auf 
Grund der Rechtsvorschriften ihres 
oder des Staates der ersuchenden Ver- 
tragspartei nicht beschafft werden 
können. 

Artikel 21 

(1) Weist eine in einem der Hoheits- 
gebiete ansässige Person nach, daß 
Maßnahmen der Steuerbehörden der 
Staaten der Vertragsparteien eine die- 
sem Abkommen widersprechende Dop- 
pelbesteuerung bewirkt haben oder 
bewirken werden, so kann sie ihren 
Fall der zuständigen Behörde des 
Hoheitsgebiets, in dem sie ansässig 
ist, unterbreiten. Werden ihre Hin- 
wendungen als begründet erachtet, so 
wird sich die zuständige Behörde die- 
ses Hoheitsgebiets mit der zuständigen 
Behörde des anderen Hoheitsgebiets 
über die Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung zu verständigen suchen. 

(2) Uber Schwierigkeiten oder Zwei- 
fel, die bei der Auslegung oder An- 
wendung dieses Abkommens oder im 
Verhältnis dieses Abkommens zu Ab- 
kommen der Staaten der Vertrags- 
parteien mit dritten Staaten auftreten, 
verständigen sich die zuständigen Be- 
hörden der Hoheitsgebiete möglichst 
rasch. 

Artikel 22 

(1) Die zuständigen Behörden der 
beiden Hoheitsgebiete können die für 
die Anwendung dieses Abkommens in 
dem jeweiligen Hoheitsgebiet erfor- 
derlichen Richtlinien erlassen. 

(2) Zum Zwecke der Anwendung 
dieses Abkommens können die zu- 
ständigen Behörden der beiden Ho- 
heitsgebiete unmittelbar miteinander 
verkehren. 

Artikel 23 

Zwischen den Vertragsparteien be- 
reits in Kraft befindliche Vereinbarun- 
gen werden von diesem Abkommen 
nicht berührt. 

Artikel 24 

Dieses Abkommen gilt auch für das 
Land Berlin, sofern nicht die Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Staates 
Israel innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten des Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 25 

Dieses Abkommen tritt einen Monat 
nach dem Tag in Kraft, an dem die 
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Contracting Parties the Obligation to 
carry out administrative measures at 
variance with its regulations and prac- 
tice or which would be contrary to 
the sovereignty, security or public 
policy of its State or to supply partic- 
ulars which are not procurable under 
the legislation of its own State or the 
State of the Contracting Party making 
application. 

A r ti cle 21 

(1) Where a resident of one of the 
territories shows proof that the action 
of the tax authorities of the States 
of the Contracting Parties has resulted 
or will result in double taxation con- 
trary to the provisions of this Con- 
vention, he shall be entitled to present 
his case to the competent authority 
of the territory of which he is a 
resident. Should his Claim be deemed 
worthy of consideration, the compe- 
tent authority of this territory shall 
endeavour to come to an agreement 
with the competent authority of the 
other territory with a view to avoid- 
ance of double taxation. 

(2) For the settlement of difficulties 
or doubts in the Interpretation or ap- 
plication of this Convention or in 
respect of its relations to conventions 
of the States of the Contracting Parties 
with third States the competent au- 
thorities of the territories shall reach 
a mutual agreement as quickly as 
possible. 

A r t i c 1 e 22 

(1) The competent authorities of the 
two territories may prescribe reg- 
ulations necessary to carry into effect 
this Convention within the respective 
territories. 

(2) The competent authorities of the 
two territories may communicate with 
each other directly for the purpose 
of giving effect to the provisions of 
this Convention. 

Art i cle 23 

This Convention shall not affect any 
agreement already in force between 
the Contracting Parties. 


Article 24 

This Convention shall also apply to 
Land Berlin providcd that the Govern- 
ment of the Federal Republic of Ger- 
many has not delivered a contrary 
declaration to the Government of the 
State of Israel within three months 
from the date of entry into force of 
the Convention. 

Article 25 

This Convention shall enter into 
force one month after the exchange 
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Bevollmächtigten der Vertragsparteien 
in Bonn Urkunden ausgetauscht haben, 
in denen bestätigt wird, daß die ver- 
fassungsrechtlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten erfüllt sind, und 
gilt dann 

a) hinsichtlich der Steuer der Bun- 
desrepublik für Steuern, die für 
das Kalenderjahr 1961 und die 
folgenden Kalenderjahre erhoben 
werden, und 

b) hinsichtlich der israelischen 
Steuern, die für das Steuerjahr 
1961 und die folgenden Steuer- 
jahre erhoben werden. 

Artikel 26 

Dieses Abkommen bleibt auf un- 
begrenzte Zeit in Kraft, jedoch kann 
jede der Vertragsparteien am oder vor 
dem 30. Juni jedes Kalenderjahres, 
frühestens jedoch 1965, das Abkom- 
men gegenüber der anderen Vertrags- 
partei schriftlich kündigen; in diesem 
Fall verliert das Abkommen seine 
Gültigkeit wie folgt: 

a) hinsichtlich der Steuer der Bun- 
desrepublik für Steuern, die für 
die dem Kündigungsjahr folgen- 
den Kalenderjahre erhoben wer- 
den,- 

b) hinsichtlich der israelischen 
Steuer für Steuern, die für die 
dein Kündigungsjahr folgenden 
Steuerjahre erhoben werden. 


GESCHEHEN zu Bad Godesberg am 
9. Juli 1962 in sechs Urschriften, je 
zwei in deutscher, hebräischer und 
englischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist; im 
Zweifelsfall ist der englische Text 
maßgebend. 

Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland: 

G. von H a e f t e n 

Für die Regierung des 
Staates Israel: 

Shinnar 
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by the plenipotentiaries of the Con- 
tracting Parties at Bonn of instruments 
certifying that the constitutional re- 
quiremenls for such entry into force 
have been fulfilled, and shall there- 
upon have effect: 

(a) in respect of the Federal Re- 
public tax, for taxes which are 
levied for the calendar year 1961 
and for subsequent calendar 
years, and, 

(b) in respect of the Israeli tax, for 
taxes which are levied for the 
tax year 1961 and for subsequent 
tax years. 

A r t i c 1 e 26 

This Convention shall continue in 
effect indefinitely but either of the 
Contracting Parties may, on or before 
the 30th day of June in any calendar 
year not earlier than the year 1965, 
give to the other Contracting Party 
written notice of termination and, in 
such event, the present Convention 
shall cease to bc cffcctive: 

(a) in respect of the Federal Re- 
public tax, for taxes which are 
levied for the calendar years 
following the year in which 
notice of termination is given; 

(b) in respect of the Israeli tax, for 
taxes which are levied for the 
tax year following the year in 
which the notice of termination 
is given, 

DONE at Bad Godesberg, on 9th 
July, 1962, in six Originals, two cach 
in the German, Hehre w and English 
languages, all texts being equally 
authentic, except in the case of doubt, 
when the English text shall prevail. 

For the Government of the 
Federal Rcpublic of Germany 
G. von Ha e f ten 

For the Government of the 
State of Israel: 

Shinnar 
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Auswärtiges Amt 
Ministerialdirektor 
G. von Haeften 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 

Sehr geehrtei Herr Dr. F. E. Shinna r, 

Anläßlich der heutigen Unterzeich- 
nung des Abkommens zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Regierung des Staates 
Israel zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung bei den Steuern vom 
Einkommen und bei der Gewerbe- 
steuer beehre ich mich, Ihnen im 
Namen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland folgendes mit- 
zu teilen: 

Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c 
des Abkommens ist anzu wenden, 
wenn die israelische Steuer nach fol- 
genden Vorschriften — in der beim 
Inkrafttreten des Abkommens gelten- 
den Fassung — ganz erlassen oder 
ermäßigt wird: Section 11 des En- 
couragement of Capital Investments 
Law 5710 — 1950 und Sections 46, 47, 
47 A, 48, 52 und 53 des Encourage- 
mont of Capital Investments Law 5719 
- 1959. Er ist ferner anzuwenden, 
wenn derartige Steuererlasse oder 
-emiäßigungen auf Grund künftiger 
Vorschriften gewährt werden, welche 
die erstgenannten Vorschriften ändern 
oder ersetzen, ohne die durch diese 
gewährten Vergünstigungen wesent- 
lich zu ändern. Die zuständigen Be- 
hörden der beiden Hoheitsgebiete 
werden im beiderseitigen Einverneh- 
men alle etwaigen Zweifel darüber 
klären, für welche Vorschriften der 
vorhergehende Satz zu gelten hat. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung 
der Regierung des Staates Israel 
findet, können dieses Schreiben und 
Ihr Antwortschreiben als Bestandteil 
des Abkommens gelten. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

G. von Haeften 


An den 

Leiter der Israel-Mission 

Herrn Botschafter Dr. F. E. Shinn ar 

Köln 
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Auswärtiges Amt 
Ministerialdirektor 
G. von Haeften 

Bad Godesberg, 9th July, 1962 

Dear Dr. Shinnar , 

With reference to the Convention 
signed today between the Govern- 
ment of the Federal Republic of Ger- 
many and the Government of the State 
of Israel for the avoidance of double 
taxation with respect to taxes on in- 
come and to the Gewerbesteuer 
(trade tax) I have the honour on 
behalf of the Government of the 
Federal Republic to inform you of 
the following: 

Article 18, paragraph (1), sub-para- 
graph (c) of the Convention shall 
apply, where Israeli tax is wholly 
relieved or reduced under Section 11 
of the "Encouragement of Capital 
Investments Law 5710-1950" and 
Sections 46, 47, 47 A, 48, 52 and 53 of 
the "Encouragement of Capital In- 
vestments Law 5719-1959" as in effect 
on the date of entry into force of the 
Convention. It shall also apply, where 
such reductions or reliefs are granted 
under any future provisions amending 
or substituting the first-mentioned 
provisions without substantial change 
to the benefits granted by them. The 
competent authorities of the two ter- 
ritories shall by mutual agreement 
rcsolve any doubts which arise as to 
the provisions to which the foregoing 
sentence ought to apply. 


If this proposal meets with the ap- 
proval of the Government of the State 
of Israel, this letter and your reply 
thereto could be deemed to be part of 
the Convention. 

Accept the renewed assurance of 
my highest consideration. 

G. von Haeften 


The Head of Israel Mission 
Ambassador Dr. F. E. S h i n n a r 

Cologne 
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Dr. F. H. Shinnar 
Außerordentlicher 
und bevollmächtigter Botschafter 
Leiter der Israel-Mission 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 

Sehr geehrter Herr 
Ministerialdirektor von Haeften, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres 
heutigen Schreibens zu bestätigen, das 
wie folgt lautet: 

„Anläßlich der heutigen Unter- 
zeichnung des Abkommens zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des 
Staates Israel zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung bei den Steuern 
vom Einkommen und bei der Ge- 
werbesteuer beehre ich mich, Ihnen 
im Namen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland folgendes 
milzuteilen: 

Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c 
des Abkommens ist anzuwenden, 
wenn die israelische Steuer nach 
folgenden Vorschriften — in der 
beim Inkrafttreten des Abkommens 
gellenden Fassung — ganz erlassen 
oder ermäßigt wird: Section 11 des 
Encouragement of Capital Invest- 
ments Law 5710 — 1950 und Sec- 
tioris 46, 47, 47 A, 48, 52 und 53 des 
Encouragement of Capital Invest- 
ments Law 5719 — 1959. Er ist ferner 
anzuwenden, wenn derartige Steuer- 
erlasse oder -ermäßigungen auf 
Grund künftiger . Vorschriften ge- 
währt werden, welche die erst- 
genannten Vorschriften ändern oder 
ersetzen, ohne die durch diese ge- 
währten Vergünstigungen wesent- 
lich zu ändern. Die zuständigen Be- 
hörden der beiden Hoheitsgebiete 
werden im beiderseitigen Einver- 
nehmen alle etwaigen Zweifel dar- 
über klären, für welche Vorschriften 
der vorhergehende Satz zu gelten 
hat. 

Falls dieser Vorschlag die Billi- 
gung der Regierung des Staates 
Israel findet, können dieses Schrei- 
ben und Ihr Antwortschreiben als 
Bestandteil des Abkommens gelten." 
Ich beehre midi, Ihnen mitzuteilen, 
daß die Regierung von Israel mit dem 
in Ihrem Schreiben enthaltenen Vor- 
schlag einverstanden ist. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung- 

Shinnar 

An 

Herrn Ministerialdirektor 
G. von Haeften 
Auswärtiges Amt 
Bonn 
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Dr F. E. Shinnar 
Ambassador Extraordinary 
and Plenipoteiitiary 
Head of Israel Mission 

Bad Godesberg, 9lh July, 1962 

Dcar Ministerialdirektor 
von Haeften, 

I have the honour to acknowledge 
receipt of your letter of today which 
reads as follows: 

"With reference to the Conven- 
tion signed today between the 
Government of the Federal Republic 
of Germany and the Government of 
the State of Israel for the avoidance 
of double taxation with respect to 
taxes on incoine and to the Ge- 
werbesteuer (trade tax) I have the 
honour on behalf of the Govern- 
ment of the Federal Republic to 
inform you of the following: 

Article 18, paragraph (1), sub- 
paragraph (c) of the Convention 
shall apply, where Israeli tax is 
wholly relieved or reduced under 
Section 11 of the "Encouragement 
of Capital Investments Law 5710- 
1950" and Sections 46, 47, 47 A, 48 
52 and 53 of the "Encouragement of 
Capital Investments Law 5719- 
1959" as in effect on the date of 
entry into force of the Convention. 
It shall also apply, where such re- 
ductions or reliefs are granted under 
any future provisions amending or 
substituting the first-mentioned 
provisions without substantial 
change to the benefits granted by 
them. The competent authorities of 
the two territories shall by mutual 
agreement resolve any doubts which 
arise as to the provisions to which 
the foregoing sentence ought to 
apply. 


If this proposal meets with the ap- 
proval of the Government of the 
State of Israel, this letter and your 
reply thereto could be deemed to 
be part of the Convention." 

I have the honour to inform you 
that the Government of Israel agrees 
to the proposal made therein. 

Accept the renewed assurance of 
my highest consideration. 

Shinnar 


Ministerialdirektor G. von Haeften 
Auswärtiges Amt 

Bonn 
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Auswärtiges Amt 
Ministerialdirektor 
G. von Haeften 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 

Sehr geehrter Herr Dr. F. E. S h i n n a r , 

Anläßlich der heutigen Unterzeich- 
nung des Abkommens zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Regierung des Staates 
Israel zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung bei den Steuern vom 
Einkommen und bei der Gewerbe- 
steuer beehre ich mich, Ihnen im 
Namen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland folgendes mit- 
zuteilen: 

Die zuständigen Behörden werden 
die Schritte unternehmen, die erforder- 
lich sind um sicherzustellen, daß der 
Quellenstaat den Steuersatz für 
wiederkehrende oder einmalige Lizenz- 
gebühren und ähnliche Vergütungen 
für kmematographische oder im Fern- 
sehen verwendete Filme mit Wirkung 
vom 1, Januar 1965 in Übereinstim- 
mung mit den vom Steuerausschuß 
der OEEC (OECD) festgelegten Grund- 
sätzen beschränkt. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung 
der Regierung des Staates Israel 
findet, können dieses Schreiben und 
Ihr Antwortschreiben als Bestandteil 
des Abkommens gelten. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

G. von Haeften 

An den 

Leiter der Israel-Mission 

Herrn Botschafter Dr. F. E. Shinnar 

Köln 
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Auswärtiges Amt 

Ministerialdirektor 

G. von Haeften 

Bad Godesberg, 9th July, 1962 

Dear Dr. Shinnar, 

With reference to the Convention 
signed today between the Government 
of the Federal Republic of Germany 
and the Government of the State of 
Israel for the avoidance of double 
taxation with respect to taxes on in- 
come and to the Gewerbesteuer 
(trade tax) I have the honour on be- 
half of the Government of the Federal 
Republic to inform you of the follow- 
ing: 

The competent authorities shall take 
the necessary steps in order to ensure 
that with effect from the Ist of Jan- 
uary 1965 the rate of tax imposed on 
royalties and like payments, whether 
recurring or not, in respect of motion 
picture films and films for use in Con- 
nection with television, shall be 
limited by the state of source in ac- 
cordance with the principles laid down 
by the Fiscal Committee of the 
O.E.E.C. (O.E.C.D.). 

If this proposal meets with the ap- 
proval of the Government of the State 
of Israel, this letter and your reply 
thereto could be deemed to be part of 
the Convention. 

Accept the renewed assurance of 
my highest consideration. 

G. von Haeften 

The Head of Israel Mission 
Ambassador Dr. F. E. S h i n n a r 

C ol o gn e 
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Dr. F. E. Shinnar 
Außerordentlicher 
und bevollmächtigter Botschafter 
Leiter der Israel-Mission 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 

Sehr geehrter Herr 
Ministerialdirektor von Haeften, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres 
heutigen Schreibens zu bestätigen, das 
wie folgt lautet: 

„Anläßlich der heutigen Unter- 
zeichnung des Abkommens zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des 
Staates Israel zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung bei den Steuern 
vom Einkommen und bei der Ge- 
werbesteuer beehre ich mich, Ihnen 
im Namen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland folgendes 
mitzuteilen: 

Die zuständigen Behörden werden 
die Schritte unternehmen, die er- 
forderlich sind um sicherzustellen, 
daß der Quellenstaat den Steuersatz 
für wiederkchrende oder einmalige 
Lizenzgebühren und ähnliche Ver- 
gütungen für kinematographische 
oder im Fernsehen verwendete Filme 
mit Wirkung vom 1. Januar 1965 in 
Übereinstimmung mit den vom 
Steuerausschuß der OEEC (OECD) 
festgelegten Grundsätzen beschränkt. 

Falls dieser Vorschlag die Billi- 
gung der Regierung des Staates 
Israel findet, können dieses Schrei- 
ben und Ihr Antwortschreiben als 
Bestandteil des Abkommens gelten." 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, 
daß die Regierung von Israel mit dem 
in Ihrem Schreiben enthaltenen Vor- 
schlag einverstanden ist. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

Shinnar 

An 

Herrn Ministerialdirektor 
G. von Haeften 
Auswärtiges Amt 
Bonn 
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Dr. F. E. S h i n n a r 
Ambassador Extraordinary 

and Plenipotentiary 
Head of Israel Mission 

Bad Godesberg, 9th July, 1962 

Dear Ministerialdirektor 
von Haeften, 

I have the honour to acknowledge 
receipt of your letter of today which 
reads as follows: 

"With reference to the Conven- 
tion signed today between the 
Government of the Federal Republic 
of Germany and the Government of 
the State of Israel for the avoidance 
of double taxation with respect to 
taxes on income and to the Ge- 
werbesteuer (trade tax) I have the 
honour on behalf of the Govern- 
ment of the Federal Republic to 
inform you of the following: 

The competent authorities shall 
take the necessary steps in order 
to ensure that with effect from the 
Ist of January 1965 the rate of tax 
imposed on royalties and like pay- 
ments, whether recurring or not, in 
respect of motion picture films and 
films for use in connection with 
television, shall be limited by the 
state of source in accordance with 
the principles laid down by the 
Fiscal Committee of the O.E.E.C. 
(O.E.C.D.). 

If this proposal meets with the ap- 
proval of the Government of the 
State of Israel, this letter and your 
reply thereto could be deemed to 
be part of the Convention." 

I have the honour to inform you 
that the Government of Israel agrees 
to the proposal made therein. 

Accept the renewed assurance of 
my highest consideration. 

Shinnar 


Ministerialdirektor G. von Haeften 
Auswärtiges Amt 

Bonn 
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Auswärtiges Amt 
Ministerialdirektor 
G. von Haeften 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 


Sehr geehrter Herr Dr. F. E. Shinnar, 

Anläßlich der heutigen Unterzeich- 
nung des deutsch-israelischen Doppel- 
besteuerungsabkommens darf ich fest- 
steilen, daß sowohl die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland als auch 
die Regierung des Staates Israel die 
Auflassung vertreten, daß die Tätig- 
keit deutscher Firmen in Israel ein- 
schließlich der Errichtung von Nieder- 
lassungen wie auch die Tätigkeit israe- 
lischer Firmen in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich der Errich- 
tung von Niederlassungen keinen an- 
deren gesetzlichen Bestimmungen 
unterliegen als solchen, die ganz all- 
gemein für ausländische Firmen 
gelten. 

Ich wäre Ihnen sehr verbunden, 
wenn Sie mir den Empfang dieses 
Schreibens sowie das Einverständnis 
der Regierung des Staates Israel mit 
seinem Inhalt bestätigen könnten. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

G. von Ilaeftcn 


An den 

Leiter der Israel-Mission 

Herrn Botschafter Dr. F. E. S h i n n a r 

Köln 
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Auswärtiges Amt 
Ministerialdirektor 
G. von Haeften 

Bad Godesberg, 9th July, 1962 


Dear Dr. Shinnar, 

In connection with the signing to- 
day of the German-Israeli Convention 
for the avoidance of double taxation, 
may I be permitted to note that both 
the Government of the Federal Re- 
public of Germany and the Govern- 
ment of the State of Israel take the 
view that the activities of German 
firms in Israel, inciuding the establish- 
ment of branches, as well as the ac- 
tivities of Isracii firms in the Federal 
Republic of Germany, inciuding the 
establlshmenl of branches, are subjcct 
to 110 legal Provision s olher than 
those applying to foreign firms gen- 
erali y. 

I shail be much obliged if you will 
kindly acknowledge receipt of this 
leltcr and intimate the agreement of 
the Government of the State of Israel 
Io ils contcnts. 

Acccpt the renewed assurance of 
my highest consideration. 

G. von Haeften 


The Ilcad of Israel Mission 
Ambassador Dr. F. E. S h i n n a r 
Cologne 
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Dr. F. E. Shinnar 
Außerordentlicher 
und bevollmächtigter Botschafter 
Leiter der Israel-Mission 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 


Sehr geehrter Herr 
Ministerialdirektor von Haeften, 

Ich bestätige den Empfang Ihres 
Schreibens vom heutigen Tage, das 
folgenden Wortlaut hat: 

„Anläßlich der heutigen LTnter- 
zeichnung des deutsch-israelischen 
Doppclbesteuerungsabkommcns darf 
ich fcststellen, daß sowohl die Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land als auch die Regierung des 
Staates Israel die Auffassung ver- 
treten, daß die Tätigkeit deutscher 
Firmen in Israel einschließlich der 
Errichtung von Niederlassungen wie 
auch die Tätigkeit israelischer Fir- 
men in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich der Errichtung 
von Niederlassungen keinen ande- 
ren gesetzlichen Bestimmungen 
unterliegen als solchen, die ganz 
allgemein für ausländische Firmen 
gelten. 

Ich wäre Ihnen sehr verbunden, 
wenn Sie mir den Empfang dieses 
Schreibens sowie das Einverständnis 
der Regierung des Staates Israel 
mit seinem Inhalt bestätigen könn- 
ten." 

Ich darf Ihnen bestätigen, daß die 
Regierung des Staates Israel mit dem 
Inhalt Ihres Schreibens einverstanden 
ist. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

Shinnar 


An 

K e r r n M i n I s 1 e ri a ld i r e k t o r 
G. von Haeften 
Auswärtiges Amt 
B o n n 
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Dr. F. E. Shinnar 
Ambassador Extraordinary 
and Picnipotcntiary 
Head of Israel Mission 

Bad Godesberg, 9th July, 1962 


Dear Ministerialdirektor 
von Haeften, 

I acknowledge receipt of your letter 
of today's date, reading as follows: 

"In connection with the signing 
today of the German-Israeli Conven- 
tion for the avoidance of double 
taxation, may I be permitted to noLe 
that both the Government of the 
Federal Republic of Germany and 
the Government of the State of Is- 
rael take the view that the activities 
of German firms in Israel, including 
the establishment of branches, as 
well as the activities of Israeli firms 
in the Federal Republic of Germany, 
including the establishment of 
branches, are subject to no legal 
provisions other than those apply- 
ing to foreign firms generally. 


I shall be much obliged if you 
will kindly acknowledge receipt of 
this letter and intimate the agree- 
ment of the Government of the State 
of Israel to its contents." 

I wish to inform you Lhat the Gov- 
ernment of the State of Israel agrees 
to the contents of your above letter. 

Accept the renewed assurancc of 
my highest consideration. 

Shinnar 


Ministerialdirektor G. von H a e f t e n 
Auswärtiges Amt 

Bonn 


29 



Drucksache IV/3542 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Dr. F. E. Shinnar 
Außerordentlicher 
und bevollmächtigter Botschafter 
Leiter der Israel-Mission 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 


Sehr geehrter Herr 
Ministerialdirektor von Haeften, 

Anläßlich der heutigen Unterzeich- 
nung des Abkommens zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Regierung des Staates 
Israel beehre ich mich, Ihnen im 
Namen der Regierung des Staates 
Israel mitzuteilen, daß Renten, Ruhe- 
gehälter und andere wiederkehrende 
oder einmalige Zahlungen, welche die 
Bundesrepublik Deutschland, ein Land 
oder eine ihrer Gebietskörperschaften 
an eine natürliche Person als Ver- 
gütung für einen Schaden leistet, der 
als Folge von Kriegshandlungen oder 
politischer Verfolgung entstanden ist, 
zur Zeit in Israel nicht steuerpflichtig 
sind. Die Regierung des Staates Israel 
sagt zu, hieran nichts zu ändern. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland findet, können dieses 
Schreiben und Ihr Antwortschreiben 
als Bestandteil des Abkommens gelten. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

Shinnar 


An 

Herrn Ministerialdirektor 
G. von Haeften 
Auswärtiges Amt 
Bonn 
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Dr. F. E, Shinnar 
Ambassador Extraordinary 
and Plenipotentiary 
Head of Israel Mission 

Bad Godesberg, 9th July, 1962 


Dear Ministerialdirektor 
von Haeften, 

With reference to the Convention 
signed today between the Government 
of the State of Israel and the Govern- 
ment of the Federal Republic of Ger- 
many I have the honour on behalf of 
the Government of the State of Israel 
to inform you that annuities, pensions 
and other recurring or nonrecurring 
payments made to any individual by 
the Federal Republic of Germany, a 
Land or a political sub-division or 
local authority thereof as compensa- 
tion for injury or damage sustained 
as a result of hostilities or political 
persecution are at present not taxable 
in Israel. The Government of the State 
of Israel agrees that this practice shall 
not be altered. 

If this proposal meets with the ap- 
proval of the Government of the Fed- 
eral Republic of Germany, this letter 
and your reply thereto could be 
deemed to be part of the Convention. 

Accept the renewed assurance of 
my highest consideration. 

Shinnar 


Ministerialdirektor G. von Haeften 
Auswärtiges Amt 

Bonn 
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Auswärtiges Amt 
Ministerialdirektor 
G. von Haeften 

Bad Godesberg, den 9. Juli 1962 


Sehr geehrter Herr Dr. F. E. S h i n n a r , 

Ich beehre mich, den Empfang Ihies 
heutigen Schreibens zu bestätigen, das 
wie folgt lautet: 

„Anläßlich der heutigen Unter- 
zeichnung des Abkommens zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des 
Staates Israel beehre ich mich, 
Ihnen im Namen der Regierung des 
Staates Israel mitzuteilen, daß 
Renten, Ruhegehälter und andere 
wiederkehrende oder einmalige Zah- 
lungen, welche die Bundesrepublik 
Deutschland, ein Land oder eine 
ihrer Gebietskörperschaften an eine 
natürliche Person als Vergütung für 
einen Schaden leistet, der als Folge 
von Kriegshandlungen oder politi- 
scher Verfolgung entstanden ist, zur 
ZeiL in Israel nicht steuerpflichtig 
sind. Die Regierung des Staates 
Israel sagt zu, hieran nichts zu 
ändern. 

Falls dieser Vorschlag die Billi- 
gung der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland findet, können 
dieses Schreiben und Ihr Antwort- 
schreiben als Bestandteil des Ab- 
kommens gelten." 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, 
daß die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem in Ihrem Schrei- 
ben enthaltenen Vorschlag einverstan- 
den ist. 

Genehmigen Sie die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

G. von Haeften 


An den 

Leiter der Israel-Mission 

Herrn Botschafter Dr. F. E. Shinnar 

Köln 
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Auswärtiges Amt 
Ministerialdirektor 
G. von Haeften 

Bad Godesberg, 9th July, 1962 


Dear Dr. Shinnar, 

I have the honour to acknowledge 
receipt of your letter of today which 
reads as follows: 

"With reference to the Conven- 
tion signed today between the Gov- 
ernment of the State of Israel and 
the Government of the Federal Re- 
public of Germany I have the honour 
on behalf of the Government of the 
State of Israel to inform you that 
annuities, pensions and other recur- 
ring or nonrecurring payments made 
to any individual by the Federal 
Republic of Germany, a Land or a 
political sub-division or local author- 
ity thereof as compensation for in- 
jury or damage sustained as a result 
of hostilities or political persecu- 
tion are at present not taxable in 
Israel. The Government of the State 
of Israel agrees that this practice 
shall not be altered. 

If this proposal meets with the ap- 
proval of the Government of the 
Federal Republic of Germany, this 
letter and your reply thereto could 
be deemed to be part of the Con- 
vention." 

I have the honour to inform you that 
the Government of the Federal Re- 
public of Germany agrees to the pro- 
posal made therein. 

Accept the renewed assurance of 
my highest consideration. 

G. von Haeften 


The Head of Israel Mission 
Ambassador Dr. F. E. S h i n n a r 
Cologne 
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Denkschrift 


Das vorliegende Abkommen ist das erste deutsch- 
israelische Abkommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung. Der Stand der wirtschaftlichen Bezie- 
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Israel haben den Abschluß eines solchen Ab- 
kommens als wünschenswert erscheinen lassen. Mit 
dem Abkommen soll eine sichere steuerliche Grund- 
lage für diese Wirtschaftsbeziehungen geschaffen 
werden. 

Den Verhandlungen, die im Oktober 1960 in Bonn 
aufgenommen und im September 1961 in Israel ab- 
geschlossen wurden, lag ein von deutscher Seite 
ausgearbeiteter Entwurf zugrunde. In Inhalt und 
Aufbau lehnt sich das Abkommen daher im wesent- 
lichen an die bisher von der Bundesrepublik abge- 
schlossenen Doppelbesteuerungsabkommen an. 

Nach dem Abkommen wird die Doppelbesteuerung 
dadurch vermieden, daß bei bestimmten Einkünften 
der Staat, aus dem sie stammen (Quellenstaat), auf 
die Besteuerung verzichtet, so daß die Einkünfte 
nur noch in dem Staat, in dem der Empfänger an- 
sässig ist (Wohnsitzstaat), besteuert werden. Bei 
anderen Einkünften wird die Steuer im Quellen- 
staat nur der Flöhe nach begrenzt oder ohne Be- 
grenzung aufrechterhalten; in diesen Fällen muß der 
Wohnsitzstaat zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung seinen Steueranspruch einschränken, um die 
Besteuerung im Quellenstaat zu berücksichtigen. Für 
die deutsche Besteuerung sieht das Abkommen dazu 
vor, daß die betreffenden, aus Israel stammenden 
Einkünfte von der deutschen Besteuerung grund- 
sätzlich freigestellt werden; soweit nach dem Ab- 
kommen in Israel eine begrenzte Steuer erhoben 
werden darf, wird diese auf die deutsche Steuer an- 
gerechnet. 

Der Wunsch Israels, Vergünstigungen, die das 
israelische Steuerrecht als Anreiz für Kapitalinvesti- 
tionen aus dem Ausland gewährt, den deutschen 
Investoren bei der deutschen Besteuerung zugute 
kommen zu lassen, wurde auf deutscher Seite in 
angemessenem Rahmen berücksichtigt. 

Es ist im übrigen gelungen, zahlreiche Abkommens- 
beslimmungen nach Inhalt und Fassung so zu ver- 
einbaren, wie sie vom Steuerausschuß der QEEC/ 
OECD ausgearbeitet und vom Rat dieser Organisa- 
tion den Mitgliedstaaten zur Aufnahme in ihre 
Doppelbesteuerungsabkommen empfohlen worden 
sind (Hinweis auf das Abkommensmuster, Bundes- 
anzeiger Nr. 76/1964). Dies trägt zur Harmonisierung 
des internationalen Steuerrechts bei und hat den 
Vorteil, daß für die Auslegung dieser Bestimmungen 
die Erläuterungen verwendet werden können, die 
den Musterartikeln vom Steuerausschuß beigegeben 
worden sind. 

Zu den einzelnen Artikeln des Abkommens wird 
bemerkt: 

Zu Artikel 1 

Der Artikel bestimmt, für welche Steuern und für 
welche Steuerpflichtigen das Abkommen gilt. 


Zu Artikel 2 

Absatz 1 enthält die Definitionen einiger im Ab- 
kommen verwendeter Begriffe, wovon die wichtig- 
sten aus dem vom Steuerausschuß der OEEC/OECD 
ausgearbeiteten und vom Rat dieser Organisation 
empfohlenen Musterabkommen übernommen wor- 
den sind. 

Absatz 2 bestimmt, daß der Quellenstaat die vom 
Abkommen vorgesehene Steuerbefreiung insoweit 
nicht zu gewähren braucht, als die aus seinem Ge- 
biet stammenden Einkünfte nach dem Steuerrecht 
des Wohnsitzstaates nicht besteuert werden. 

Absatz 3 enthält die übliche Auslegungsregel, die 
auf das innerstaatliche Steuerrecht als subsidiäre 
Auslegungsquelle verweist. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen in dem Staat besteuert wer- 
den können, in dem dieses Vermögen liegt; dieser 
Grundsatz entspricht der deutschen und der inter- 
nationalen Vertragspraxis. Die Fassung der Absätze 
1 und 2 entspricht dem vom Rat der OEEC/OECD 
empfohlenen Muster. 

Zu Artikel 4 

Nach Absatz 1 gilt für die Besteuerung der Ein- 
künfte aus gewerblichen Unternehmen das Betrieb- 
stättenprinzip. 

Absatz 2 stellt klar, daß das Betriebstättenprinzip 
auch für die Besteuerung der Gewinnanteile eines 
Mitunternehmers gilt. 

Die Absätze 3 bis 7 enthalten Vorschriften über die 
Ermittlung und Zurechnung des Gewinns von 
Betriebstätten. 

Nach Absatz 8 verhindert das Betriebs+ättenprinzip 
nicht, daß gewisse Einkünfte in dem Staat, aus dem 
sie stammen (im Rahmen des Abkommens), auch 
darin besteuert werden können, wenn sie keiner in 
diesem Staat gelegenen Betriebstätte eines Unter- 
nehmens des anderen Staates zuzurechnen sind. 

Nach Absatz 9 gilt das Betriebstät.tenprinzip auch 
für die Gewerbesteuer. 

Die Absätze 1, 3, 4, 6 und 7 entsprechen in vollem 
Umfang der vorn Rat der OEEC/OECD empfohlenen 
Lösung. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel behandelt den Fall, daß Gewinne 
künstlich verlagert werden sind. Die Fassung ent- 
spricht voll der vom Rat der OEEC OECD empfohle- 
nen Lösung. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel enthält entsprechend der deutschen 
und der internationalen Praxis eine vom Betrieb- 
stättenprinzip abweichende Regelung für die Be- 
steuerung der Einkünfte aus dem Betrieb von 
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Seeschiffen und Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr. Die Absätze 1 und 2 entsprechen nach In- 
halt und Fassung der vom Rat der OEEC/OECD 
empfohlenen Lösung. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel bestimmt, daß der Gewinn aus dem 
Verkauf, der Übertragung oder dem Tausch ge- 
wisser Vermögenswerte nur in dem Staat besteuert 
werden kann, in dem der Veräußerer ansässig ist, 
was dem Ergebnis nach mit der Empfehlung des Rats 
der OEEC OECD übereinstimmL. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel legt fest, daß Einkünfte aus selb- 
ständiger Tätigkeit in dem Staat, in dem die Tätig- 
keit ausgeübt wird (entsprechend dem Betrieb- 
stättenprinzip bei Einkünften aus gewerblichen 
Unternehmen) nur besteuert werden können, wenn 
der Steuerpflichtige für die Ausübung seiner Tätig- 
keit in diesem Staat regelmäßig über eine feste 
Einrichtung verfügt. Die Einkünfte berufsmäßiger 
Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fern- 
sehküiisuei cdei Musiker sowie von Sportlern aus 
ihrer in dieser Eigenschaft ausgeübten Tätigkeit 
können aber in jedem Pall in dem Staat besteuert 
werden, in dem sich diese Steuerpflichtigen be- 
tätigen. 

Aufsichtsratvergütungen können in dem Staat be- 
steuert werden, in dem die zahlende Gesellschaft 
ansässig ist. 

Fassung und Inhalt des Artikels stimmen mit der 
vom Rat der OEEC OECD empfohlenen Lösung in 
vollem Umfang überein. 

Zu Artikel 9 

Nach Absatz 1 können Einkünfte aus unselbständi- 
ger Arbeit gemäß allgemeiner internationaler Ver- 
tragspraxis grundsätzlich in dem Staat besteuert 
werden, in dem die Arbeit ausgeübt wird. Dieser 
Grundsatz ist in den folgenden Absätzen zugunsten 
vorübergehend im ausländischen Vertragstaat täti- 
ger Arbeitnehmer (Monteure u. dgl.) und der Flug- 
zeug- und Schiffsbesatzungen eingeschränkt worden. 
Der Artikel entspricht voll der vom Rat der OEEC/ 
OECD empfohlenen Lösung. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel legt fest, daß die von öffentlichen 
Kassen für Dienstleistungen gezahlten Vergütungen 
in dem Staat besteuert werden können, in dem die 
öffentliche Kasse ihren Sitz hat. Diese Vergütungen 
werden im anderen Staat nicht besteuert, wenn sie 
einem Staatsangehörigen des Staates zufließen, in 
dem die zahlende Kasse ihren Sitz hat. Diese Ver- 
einbarung entspricht der deutschen Vertragspraxis, 

Zu Artikel 1 1 

Ruhebezüge und Renten können nach diesem Artikel 
nur in dem Staat besteuert werden, in dem der 
Empfänger ansässig ist. Abweichend davon steht 
das Besteuerungsrecht für Ruhebezüge und Renten 


aus öffentlichen Kassen ausschließlich dem Staat zu, 
in dem die öffentliche Kasse ihren Sitz hat. Nach 
einem dem Abkommen beigefügten Briefwechsel 
werden in Israel Vergütungen aus der Bundesrepu- 
blik für einen als Folge von Kriegshandlungen oder 
politischer Verfolgung entstandenen Schaden nicht 
besteuert. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel bestimmt, daß der Quellenstaat von 
Dividenden höchstens eine Steuer von 25 v. H. er- 
heben darf. Dies bedeutet keine Verminderung der 
Steuerbelastung, die sich aus dem zur Zeit bestehen- 
den inneren Steuerrecht der Vertragstaaten ergibt. 
Die vereinbarte Begrenzung der Quellenbcsteuerunn 
nach oben entspricht dem Ersuchen des Bundestages., 
darauf hinzu wirken, daß in allen Doppelbesteue- 
rungsabkommen — also auch in solchen mit Ent- 
wicklungsländern — das Besteuerungsrecht des 
Quellen Staates zumindest begrenzt wird (Hinweis 
auf Bundestags-Drucksache Nr. 1763, 3. Wahlperiode 
und Niederschrift über die 108. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 6. April 1960). 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel bestimmt, daß der Quellenslaat von 
Zinsen höchstens eine Steuer von 15 v. H. erheben 
darf. Zinsen, die den Zentralbanken zufließen, dür- 
fen im Quellenstaat nicht besteuert werden. 

Zu Artikel 14 

Nach Absatz 1 können die Lizenzgebühren für die 
Verwertung urheberrechtlich geschützter Werke — 
abgesehen von Filmen — nur in dem Staat besteuert 
werden, in dem der Empfänger der Lizenzgebühren 
ansässig ist. Diese Lizenzgebühren dürfen also im 
Quellenstaat nicht besteuert werden. Die Vertrags- 
parteien haben sich durch einen dem Abkommen 
beigefügten Briefwechsel verpflichtet, Schritte zu 
unternehmen, damit ab 1. Januar 1965 Filmlizenz- 
gebühren im Quellenstaat nur insoweit besteuert 
werden, als dies vom Rat der OEEC, OECD vorge- 
schlagen worden ist. Dies bedeutet, daß nach Ab- 
schluß eines entsprechenden ratifizierungsbedürfti- 
gen Zusatzprotokolls auch die Filmlizenzgebühren 
ab dem angeführten Stichtag im Quellenstaat nicht 
mehr besteuert werden sollen. Der Abschluß des 
Zusatzprotokolls sollte die Ratifizierung dieses Ab- 
kommens nicht aufhalten. 

Gewerbliche Lizenzgebühren, know-how-Gebühren 
und ähnliche Zahlungen dürfen nach den Absätzen 
2 und 3 im Quellenstaat besteuert werden; der 
Steuersatz darf jedoch 5 v. H. nicht überschreiten. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel enthält eine Befreiungsvorschrift für 
Einkünfte von Gastlehrkräften aus ihrer Lehrtätig- 
keit, die der Förderung des kulturellen Austausches 
dienen soll. 

Zu Artikel 16 

Dieser Artikel enthält eine Reihe von Regelungen, 
die die Zusammenarbeit auf kulturellem, tech- 
nischem und wissenschaftlichem Gebiet fördern. 
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Absatz 1 enthält eine Befreiungsvorschrift für Unter- 
halts-, Erziehungs- und Ausbildungsgelder sowie 
Stipendien und Einkünfte aus nichtselbständiger 
Tätigkeit, die Studenten, Lehrlinge und Volontäre 
beziehen. 

Nach Absatz 2 sind Personen aus dem einen Staat, 
die sich im anderen Staat insbesondere als Arbeit- 
nehmer vorübergehend aufhalten, um technische, 
berufliche oder geschäftliche Kenntnisse zu erwer- 
ben, dort mit dem Arbeitsentgelt steuerfrei, wenn 
es einen bestimmten Betrag nicht übersteigt. 

Nach Absatz 3 sind Personen aus dem einen Staat, 
die sich nur zur Ausbildung, Forschung oder zum 
Studium im anderen Staat aufhalten, dort mit den 
für den Aufenthaltszweck bezogenen Vergütungen 
steuerfrei, wenn der Aufenthalt auf einer Verein- 
barung der Regierungen beruht und die Vergütun- 
gen einen bestimmten Betrag nicht übersteigen. 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel können die in den vorher- 
gehenden Artikeln nicht ausdrücklich erwähnten 
Einkünfte nur in dem Staat besteuert werden, in 
dem der Empfänger ansässig ist. Diese Regelung gilt 
nicht für Filmlizenzgebühren; sie stimmt mit der 
Empfehlung des Rats der OEEC/OECD überein. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel schreibt vor, auf welche Weise der 
Wohnsitzstaat die Doppelbesteuerung beseitigt, die 
dadurch entsteht, daß nach dem Abkommen gewisse 
Einkünfte im Quellenstaat besteuert werden können. 

Bei einer in der Bundesrepublik ansässigen Person 
werden nach Absatz 1 die Einkünfte aus Quellen 
innerhalb Israels, die nach dem Abkommen in Israel 
besteuert werden können, grundsätzlich aus der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuern her- 
ausgenommen (Freistellungsmethode). Die Bundes- 
republik behält aber das Recht, diese Einkünfte bei 
der Festsetzung des Steuersatzes zu berücksichtigen 
(Progressionsvorbehalt). Bestimmte Einkünfte aus 
Israel, die dort besteuert werden können, werden 
jedoch nicht aus der Bemessungsgrundlage der deut- 
schen Steuern ausgenommen, statt dessen wird die 
israelische Steuer auf die deutsche Steuer für diese 
Einkünfte angerechnet (Anrechnungsmethode); dies 
gilt für 

Dividenden, die nicht aus einer Schachtelbeteili- 
gung stammen (siehe unten), 

Zinsen und Lizenzgebühren sowie 
Bezüge, die aus öffentlichen Kassen Israels an 
Personen, die keine israelischen Staatsangehöri- 
gen sind, gezahlt werden. 

Verzichtet Israel bei Dividenden und Zinsen auf 
Grund besonderer Vorschriften und für eine be- 
- grenzte Zeit auf die Steuern, die es nach dem Ab- 
kommen erheben könnte, so wird trotzdem auch der 
nicht erhobene Teil der israelischen Steuer auf die 
deutsche Steuer angerechnet (Anrechnung fiktiver 
ausländischer Steuern). Allerdings darf der so an- 
zurechnende Betrag die Steuer nicht übersteigen, die 
Israel ohne den besonderen Nachlaß erhoben hätte. 


Mit dieser Anrechnung wurde dem israelischen 
Wunsch Rechnung getragen, die in Israel an aus- 
ländischen Investoren gewährten Steuervergünsti- 
gungen bei der Besteuerung der in der Bundes- 
republik ansässigen Investoren zu berücksichtigen. 
Die israelischen Steuervergünstigungen wären wir- 
kungslos, wenn nur die tatsächlich gezahlten israe- 
lischen Steuern auf die deutschen Steuern angerech- 
net werden, da die Steuerermäßigung in Israel durch 
eine entsprechend höhere deutsche Steuer auf- 
gehoben worden wäre. Die Vorschriften, nach denen 
in Israel im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Ab- 
kommens eine zeitlich begrenzte Steuervergünsti- 
gung gewährt wird, sind in einem Briefwechsel zum 
Abkommen angeführt. Diese besondere Anrechnung 
kommt nicht in Frage, wenn die ausschüttende israe- 
lische Gesellschaft lediglich als Holding für Beteili- 
gungen an nicht-israelischen Gesellschaften benutzt 
wird. 

Für Dividenden, die einer deutschen Gesellschaft 
von einer israelischen Gesellschaft auf Grund einer 
Schachtelbeteiligung gezahlt werden, gilt grundsätz- 
lich die Steuerbefreiungsmethode. Eine SchachteT 
beteiligung ist gegeben, wenn einer deutschen 
Kapitalgesellschaft mindestens 25 v, H. der stimm- 
berechtigten Anteile der ausschüttenden israelischen 
Gesellschaft gehören. Besondere Voraussetzung ist 
jedoch, daß die Einkünfte der ausschüttenden israe- 
lischen Gesellschaft entweder aus deren eigenem 
gewerblichen Unternehmen oder aus Ausschüttun- 
gen auf Mehrheitsbeteiligungen an israelischen Ge- 
sellschaften stammen, die ihrerseits ein eigenes 
gewerbliches Unternehmen betreiben. Ist diese 
besondere Voraussetzung nicht erfüllt, so tritt an 
die Stelle der Befreiungsmethode die Anrechnungs- 
methode. 

Bei einer in Israel ansässigen Person wird nach Ab- 
satz 2, wenn bei der Veranlagung der israelischen 
Steuer Einkünfte aus deutschen Quellen einbezogen 
worden sind, auf die israelische Steuer für diese 
Einkünfte die tatsächlich erhobene deutsche Steuer 
angerechnet. Handelt es sich bei den deutschen Ein- 
künften um Dividenden, so erstreckt sich die Anrech- 
nung auch auf die deutsche Steuer, die vom Gewinn 
der ausschüttenden deutschen Kapitalgesellschaft 
erhoben wurde. 

Zu Artikel 19 

Absatz 1 bestimmt, daß die Staatsangehörigen des 
einen Staates im anderen Staat ebenso wie die An- 
gehörigen dieses Staates behandelt werden, wenn 
dieselben Umstände gegeben sind. Absatz 2 schreibt 
Entsprechendes für Staatenlose vor. Die Absätze 
3 und 4 enthalten entsprechende Vorschriften für 
die Besteuerung von Betriebstätten und Kapital- 
beteiligungen an gewerblichen Unternehmen. 

Absatz 5 legt fest, daß die in diesem Artikel ent- 
haltenen Gleichbehandlungsvorschriften für Steuern 
jeder Art, also auch für Steuern gelten, die nicht 
Gegenstand der übrigen Vorschriften des Abkom- 
mens sind. 

Der gesamte Artikel stimmt in Inhalt und Fassung 
mit dem vom Rat der OEEC/OECD empfohlenen 
Muster überein. 
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In einem Briefwechsel wird dazu festgestellt, daß 
die Tätigkeit deutscher Firmen in Israel und die 
Tätigkeit israelischer Firmen in der Bundesrepublik 
keinen diskriminierenden Vorschriften unterliegen. 

Zu Artikel 20 

Dieser Artikel enthält Vorschriften über den Aus- 
tausch von Auskünften, die zur Durchführung des 
Abkommens erforderlich sind. 

Zu Artikel 21 

Absatz 1 sieht vor, daß die zuständigen Behörden 
der Staaten versuchen werden, sich zu verständi- 
gen, wenn ein Steuerpflichtiger begründete Einwen- 
dungen gegen Maßnahmen der Steuerbehörden hat, 
die zu einer Doppelbesteuerung führen. 

Absatz 2 schreibt vor, daß allgemeine Auslegungs- 
fragen von den zuständigen Behörden der Staaten 
in gegenseitigem Einvernehmen behandelt werden 
sollen. 

Zu Artikel 22 

Absatz 1 ermächtigt die zuständigen Behörden der 
Staaten, die für die Anwendung des Abkommens 
erforderlichen Richtlinien zu erlassen. 


Absatz 2 legt fest, daß die zuständigen Behörden 
der Staaten zum Zwecke der Anwendung des Ab- 
kommens unmittelbar miteinander verkehren. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel stellt klar, daß zwischen den Ver- 
tragsparteien bereits in Kraft befindliche Verein- 
barungen von diesem Abkommen nicht berührt 
werden. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften über das 
Inkrafttreten und den zeitlichen Geltungsbereich des 
Abkommens. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel enthält Vorschriften über eine 
eventuelle Kündigung des Abkommens. 
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